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Artikel I 
 
Inhalt der Satzung 
 
 
§   1 Name, Sitz und Bereich der BKK24 
 
 

a) Die BKK24 ist eine rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen Rechts und führt den 
Namen 

 
BKK24 

 
Sie ist errichtet worden am 01. Oktober 2017. 

 
Die BKK24 hat ihren Sitz in Obernkirchen.  

 
 

b)   Der Bereich der Betriebskrankenkasse erstreckt sich auf die Betriebe der in Anlage 
zu § 1 bezeichneten Firmen. Die Anlage zu § 1 ist Bestandteil der Satzung. 

 
Der Bereich der BKK24 erstreckt sich auf das gesamte Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland. 
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§   2 Verwaltungsrat  
 
 
I  

1. Das Selbstverwaltungsorgan der BKK24 ist der Verwaltungsrat. Seine Wahl und 
Amtsdauer regeln sich nach dem Selbstverwaltungsrecht der gesetzlichen Sozial-
versicherung. 

 
2. Das Amt der Mitglieder des Verwaltungsrates ist ein Ehrenamt. 

 
3. Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellver-

treter. 
 

Der Vorsitz im Verwaltungsrat wechselt zwischen dem Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter jeweils zum 01.01. eines Jahres.1 

 
 
II Dem Verwaltungsrat der BKK24 gehören als Mitglieder 14 Versichertenvertreter und 14 

Vertreter der Arbeitgeber an. 
 
 Jeder Arbeitgebervertreter hat wie jeder Versichertenvertreter eine Stimme. 
 
 
III Der Verwaltungsrat beschließt die Satzung und sonstiges autonomes Recht der BKK24 

sowie in den übrigen durch Gesetz oder sonstiges für die BKK24 maßgebendes Recht 
vorgesehenen Fällen. Dem Verwaltungsrat sind insbesondere folgende Aufgaben vor-
behalten: 

 
1. alle Entscheidungen zu treffen, die für die BKK24 von grundsätzlicher Bedeutung 

sind, 
 

2. den Haushaltsplan festzustellen, 
 

3. für jedes Geschäftsjahr zur Prüfung der Jahresrechnung gem. § 31 SVHV über die 
Bestellung der/s Prüfer/s zu beschließen. 

 
Die Prüfung der Jahresrechnung beinhaltet die sich auf den gesamten Geschäfts-
betrieb beziehende Prüfung der Betriebs- und Rechnungsführung.  

 
4. über die Entlastung des Vorstandes wegen der Jahresrechnung zu beschließen, 

 
5. den Vorstand zu wählen und die Tätigkeit des Vorstandes vertraglich zu regeln, 

 
6. einen leitenden Beschäftigten der BKK24 mit der vorübergehenden Wahrnehmung 

der Aufgaben des Vorstandes zu beauftragen, wenn die Mitglieder des Vorstandes 
längere Zeit an der Ausübung ihres Amtes gehindert sind oder der Vorstand länge-
re Zeit nicht besetzt ist,2 

                                                 
1  Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
   Inkrafttreten am 07.02.2018 
2 Geändert durch 15. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 21.06.2021 
   Inkrafttreten am 03.02.2021 
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7. den Vorstand zu überwachen, 

 
8. die BKK24 gegenüber dem Vorstand zu vertreten, 

 
9. über den Erwerb, die Veräußerung oder die Belastung von Grundstücken und die 

Errichtung von Gebäuden zu beschließen, 
 

10. über die freiwillige Vereinigung mit anderen Krankenkassen zu beschließen. 
 

11. Sofern für das abgelaufene Geschäftsjahr eine Prüfung nach § 274 SGB V vorge-
nommen worden ist, kann der Verwaltungsrat zur Vermeidung von Doppelprüfun-
gen bestimmen, ob und in welchem Umfang das Ergebnis der Prüfung nach § 274 
SGB V in die Prüfung der Betriebs- und Rechnungsführung nach § 194 Absatz 1 
Nr. 9 SGB V einzubeziehen ist. 

 
 
IV Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
 
V Der Verwaltungsrat kann sämtliche Geschäfts- und Verwaltungsunterlagen einsehen 

und prüfen. 
 
 
VI Die Entschädigung der Mitglieder des Verwaltungsrates gemäß § 41 SGB IV richtet 

sich nach den in der Anlage zu § 2 der Satzung durch den Verwaltungsrat beschlosse-
nen festen Pauschbeträgen und Sätzen für den Ersatz barer Auslagen. Die Anlage ist 
Bestandteil der Satzung. 

 
 
VII Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß ge-

laden sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 
 
 
VIII Die Beschlüsse werden, soweit Gesetz oder sonstiges Recht nichts Abweichendes 

bestimmt, mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit 
wird die Abstimmung nach erneuter Beratung wiederholt; bei erneuter Stimmengleich-
heit gilt der Antrag als abgelehnt. 
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IX Der Verwaltungsrat kann seine Sitzungen mittels zeitgleicher Bild- und Tonübertragung 
(Videokonferenz) als hybride oder als vollständig digitale Sitzungen durchführen (§ 64a 
SGB IV):  

 
1. Hybride Sitzungen (§ 64a Abs. 1 SGB IV) sind nicht zulässig bei konstituierenden 

Sitzungen sowie bei Sitzungen, in denen über die Feststellung des Haushalts-
planes oder über die Abnahme der Jahresrechnung beschlossen wird.  

 
2. Digitale Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder am Sitzungsort 

(§ 64a Abs. 2 SGB IV) können in außergewöhnlichen Notsituationen (z. B. Kata-
strophen, epidemische Lagen, gravierende und flächendeckende Mobilitätsein-
schränkungen) und in besonders eiligen Fällen stattfinden. Der Vorsitzende stellt 
den Ausnahmefall nach Satz 1 fest. Eine digitale Sitzung findet nicht statt, wenn 
binnen zwei Tagen im Fall der außergewöhnlichen Notsituation ein Drittel oder in 
besonders eiligen Fällen ein Fünftel der Mitglieder des Verwaltungsrates der 
Feststellung widerspricht. Der Widerspruch ist in Textform an den Vorsitzenden 
zu richten.3 

 
3. Mitglieder, die per Videokonferenz an hybriden und digitalen Sitzungen teilneh-

men, gelten als anwesend. Eine ausschließlich telefonische Zuschaltung einzel-
ner Mitglieder ist nicht zulässig. Bei öffentlichen hybriden Sitzungen ist der Öf-
fentlichkeit die Teilnahme an der Sitzung durch Aufsuchen des Sitzungsortes zu 
ermöglichen.3 Bei öffentlichen vollständig digitalen Sitzungen ist der Öffentlichkeit 
die Teilnahme durch eine ihr in Echtzeit zugängliche Bild- und Tonübertragung 
zu ermöglichen. Abstimmungen und Wahlen in hybriden und digitalen Sitzungen 
sind möglich, der Leiter der Sitzung entscheidet, ob die Stimmabgabe per Hand-
zeichen, durch Zuruf oder bei geheimen Abstimmungen durch schriftliche Ab-
stimmung im Nachgang erfolgt.4 

 
X Der Verwaltungsrat kann schriftlich abstimmen. Das Nähere ist in der Geschäftsord-

nung geregelt. Darüber hinaus kann der Verwaltungsrat aus wichtigen Gründen ohne 
Sitzung schriftlich abstimmen, es sei denn, mindestens ein Fünftel der Mitglieder des 
Verwaltungsrates widerspricht der schriftlichen Abstimmung. Als wichtiger Grund gilt 
z.B. das Vorliegen einer Pandemie.5 

                                                 
3
 Ergänzt durch 41. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.07.2025 

   Inkrafttreten am 25.07.2025 
4
 Ergänzt durch 30. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 10.01.2024 

   Inkrafttreten am 18.01.2024 
5
 Ergänzt durch 21. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 29.12.2021 

   Inkrafttreten am 31.12.2021 und 
   Geändert durch 30. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 10.01.2024 
   Inkrafttreten am 18.01.2024 
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§   3 Vorstand 
 
 
I Dem Vorstand der BKK24 gehören zwei Mitglieder an.6 
 
 
II Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat gewählt. 
 
 
III Der Vorstand verwaltet die BKK24 und vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich, so-

weit Gesetz und sonstiges für die BKK24 maßgebendes Recht nicht Abweichendes be-
stimmen. 

 
Der Vorstand kann im Einzelfall bestimmen, dass einzelne Vorstandsmitglieder die 
BKK24 vertreten.3 

 
Er hat insbesondere folgende Befugnisse und Aufgaben: 

 
1. dem Verwaltungsrat über die Umsetzung von Entscheidungen von grundsätzlicher 

Bedeutung zu berichten, 
 

2. dem Verwaltungsrat über die finanzielle Situation und die voraussichtliche Entwick-
lung regelmäßig zu berichten, 

 
3. dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates aus sonstigen wichtigen Anlässen zu be-

richten, 
 

4. den Haushaltsplan aufzustellen und dem Verwaltungsrat zuzuleiten, 
 
 

5. jährlich die geprüfte Jahresrechnung dem Verwaltungsrat zur Entlastung zusam-
men mit dem Prüfbericht und einer Stellungnahme zu den Prüffeststellungen der/ 
des vom Verwaltungsrat bestellten Prüfer/s vorzulegen, 

 
6. die BKK24 nach § 4 der Verordnung über den Zahlungsverkehr, die Buchführung 

und die Rechnungslegung in der Sozialversicherung zu prüfen, 
 

7. eine Kassenordnung aufzustellen, 
 

8. die Beiträge einzuziehen, 
 

9. Vereinbarungen und Verträge mit Leistungserbringern und mit Lieferanten der 
BKK24 abzuschließen, 

 
10. die Leistungen festzustellen und auszuzahlen. 

 
 
 
 

                                                 
6 Geändert durch 15. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 21.06.2021 
   Inkrafttreten am 23.06.2021 
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IV Der Vorstand erlässt Richtlinien über die Verwaltung der BKK24 und legt die Ge-
schäftsbereiche der einzelnen Vorstandsmitglieder in Abstimmung mit dem Verwal-
tungsrat fest. Innerhalb der vom Vorstand erlassenen Richtlinien verwaltet jedes Mit-
glied des Vorstands seinen Geschäftsbereich eigenverantwortlich.7 Bei Meinungsver-
schiedenheiten entscheidet der Vorsitzende.8 

 
 
V Das für die Führung der Verwaltungsgeschäfte erforderliche Personal der BKK24 wird 

vom Vorstand eingestellt. 

                                                 
7 Geändert durch 15. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 21.06.2021 
   Inkrafttreten am 23.06.2021 
8
 Ergänzt durch 17. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 30.07.2021 

   Inkrafttreten am 10.08.2021 
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§   4 Widerspruchsausschuss 
 
 
I Die Entscheidung über die Widersprüche und der Erlass von Widerspruchsbescheiden 

wird fünf Widerspruchsausschüssen übertragen. Drei Widerspruchsausschüsse haben 
ihren Sitz in Obernkirchen und zwei Widerspruchsausschüsse haben ihren Sitz in 
Alzey.9 

 
II 1. Die Widerspruchsausschüsse setzen sich zusammen aus jeweils einem Vertreter 

der Versicherten und der Arbeitgeber aus dem Kreise der Mitglieder des Verwal-
tungsrates der BKK24. 

 
2. Jedes Mitglied des Widerspruchsausschusses hat mindestens einen Stellvertreter 

zur Vertretung im Verhinderungsfall. 9 
 

3. Die Versichertenvertreter des Widerspruchsausschusses werden von den Versi-
chertenvertretern des Verwaltungsrates gewählt. Der Arbeitgebervertreter wird von 
den Arbeitgebervertretern im Verwaltungsrat gewählt. Die Wahl erfolgt für die 
Amtszeit des Verwaltungsrates. Die Mitglieder des Widerspruchsausschusses blei-
ben im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt antreten. 

 
4. Das Amt der Mitglieder des Widerspruchsausschusses ist ein Ehrenamt. §§ 40 bis 

42, 59 63 Abs. 3 a und 4 sowie § 64a Absatz 1, 3 und 4 SGB IV SGB IV gelten 
entsprechend. § 64a Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass ein Mitglied den Ausnah-
mefall nach Absatz 2 Satz 1 feststellt und eine digitale Sitzung nach Absatz 2 Satz 
1 nicht stattfindet, wenn ein Mitglied widerspricht.10 

 
5. Der Vorsitzende wird jeweils in der ersten Sitzung nach Bestellung der Mitglieder 

des Widerspruchsausschusses bestimmt. Der Vorsitzende bestimmt den Schriftfüh-
rer, der auch ein Mitarbeiter der BKK24 sein kann. 

 
5. Der Vorstand oder ein vom Vorstand Beauftragter nimmt an den Sitzungen des Wi-

derspruchsausschusses beratend teil. 
 
6. Der Widerspruchsausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord-

nungsgemäß geladen, anwesend und stimmberechtigt sind. 

                                                 
9
 Geändert durch 27. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 24.10.2023 

   Inkrafttreten am 10.11.2023 
10

 Geändert durch 30. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 10.01.2024 
   Inkrafttreten am 18.01.2024 
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7. Der Widerspruchsausschuss kann seine Sitzungen mittels zeitgleicher Bild- und 

Tonübertragung (Videokonferenz) als hybride oder als vollständig digitale Sitzungen 
durchführen (§ 36a Abs. 4 i. V. m. § 64a SGB IV): 

 
a. Hybride Sitzungen sind nicht zulässig bei konstituierenden Sitzungen. 

 
b. Digitale Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder am Sitzungsort 

(§ 64a Abs. 2 SGB IV) können in außergewöhnlichen Notsituationen (z. B. Ka-
tastrophen, epidemische Lagen, gravierende und flächendeckende Mobilitäts-
einschränkungen) und in besonders eiligen Fällen stattfinden. Ein Mitglied stellt 
den Ausnahmefall nach Satz 1 fest. Eine digitale Sitzung findet nicht statt, wenn 
binnen zwei Tagen ein Mitglied widerspricht. Der Widerspruch ist in Textform an 
das Mitglied zu richten, welches den Ausnahmefall nach Satz 1 Festgestellt 
hat.11 

 
c. Mitglieder, die per Videokonferenz an hybriden und digitalen Sitzungen teilneh-

men, gelten als anwesend. Eine ausschließlich telefonische Zuschaltung ein-
zelner Mitglieder ist nicht zulässig. Abstimmungen und Wahlen in hybriden und 
digitalen Sitzungen sind möglich, der Leiter der Sitzung entscheidet, ob die 
Stimmabgabe per Handzeichen oder durch Zuruf erfolgt.12 

 
8. Die Beschlüsse des Widerspruchsausschusses ergehen mit der Stimmenmehrheit. 

Kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, gilt der Widerspruch als zurückge-
wiesen.13 

 
9. Die Widerspruchsausschüsse können ohne Sitzung schriftlich abstimmen. Wenn 

mindestens ein Mitglied des jeweiligen Widerspruchsausschusses der schriftlichen 
Abstimmung widerspricht, ist über die Widerspruchsverfahren in der jeweils nächs-
ten Sitzung zu beraten und abzustimmen. 14 

 
III Das Nähere über das Verfahren bei der Erledigung der Aufgaben regelt die von dem 

Widerspruchsausschuss aufgestellte Geschäftsordnung.  
 
IV Der Widerspruchsausschuss nimmt auch die Aufgaben der Einspruchsstelle nach        

§ 112 Abs. 1 u. 2 SGB IV i.V. m. § 69 Abs. 2, 3 u. 5 Satz 1 2. Halbsatz OWiG wahr. 
  

                                                 
11

 Ergänzt durch 41. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.07.2025 
   Inkrafttreten am 25.07.2025 
12

 Ergänzt durch 30. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 10.01.2024 
   Inkrafttreten am 18.01.2024 
13

 Geändert durch 30. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 10.01.2024 
   Inkrafttreten am 18.01.2024 
14

 Ergänzt durch 27. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 24.10.2023 
   Inkrafttreten am 10.11.2023 und  

geändert durch 30. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 10.01.2024  
   Inkrafttreten am 18.01.2024 
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§   5 Kreis der versicherten Personen 15 
 
 
I Zum Kreis der bei der Betriebskrankenkasse versicherten Personen gehören 
 
 

1. Arbeitnehmer und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, wenn sie versiche-
rungspflichtig oder versicherungsberechtigt sind, 

 
2. alle anderen Versicherungspflichtigen oder Versicherungsberechtigten. 
 

 
 
II Nach § 9 Absatz 1 Nr. 4 SGB V können schwerbehinderte Menschen im Sinne des 

Neunten Buches, wenn sie, ein Elternteil, ihr Ehegatte oder ihr Lebenspartner in den 
letzten fünf Jahren vor dem Beitritt mindestens drei Jahre versichert waren, es sei 
denn, sie konnten wegen ihrer Behinderung diese Voraussetzung nicht erfüllen, der 
BKK24 nur dann beitreten, wenn sie das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.16 

 
III  Die in Absatz I und II genannten Personen können die BKK24 unter den in Gesetz 

und Satzung genannten Voraussetzungen wählen, wenn 17 
 

1. sie zu dem in § 1 b) der Satzung genannten Bereich gehören oder 
 

2. vor Beginn der Versicherungspflicht oder Versicherungsberechtigung zuletzt eine 
Mitgliedschaft oder eine Versicherung nach § 10 SGB V bestanden hat oder 
 

3. der Ehegatte oder der Lebenspartner bei der BKK24 versichert ist, 
 

4. sie nach § 5 Absatz 1 Nr. 5 bis 8 SGB V versicherungspflichtige Jugendliche, 
Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, behinderte Menschen 
und nach § 5 Absatz 1 Nr. 11 und 12 SGB V oder nach § 9 SGB V versicherte 
Rentner sowie nach § 9 Absatz 1 Nr. 4 SGB V versicherte behinderte Menschen 
sind und ein Elternteil bei der BKK24 versichert ist, 
 

5. sie in dem Betrieb beschäftigt gewesen sind, für den die Betriebskrankenkasse 
besteht und nunmehr versicherte Rentner sind, 
 

6. sie bei einer/einem Betriebskrankenkasse/Verband der Betriebskrankenkassen 
beschäftigt sind oder vor dem Rentenbezug beschäftigt waren und diese am 
Wohn- oder Beschäftigungsort des Mitglieds vorhanden ist. 

                                                 
15 Geändert durch 1. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 04.12.2017 

Inkrafttreten am 08.12.2017 und  
geändert durch 16. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 02.08.2021 
Inkrafttreten am 10.08.2021 

16
 Geändert durch 31. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.12.2023 
Inkrafttreten am 01.04.2024 

17 Ergänzt durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
  Inkrafttreten am 07.02.2018 
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IV Familienversicherte 18 
  
 Versichert sind Familienangehörige von Mitgliedern, sofern die gesetzlichen Voraus-

setzungen (§ 10 SGB V) erfüllt sind. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen mehr-
fach erfüllt, wählt das Mitglied die Krankenkasse 

                                                 
18 Ergänzt durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
  Inkrafttreten am 07.02.2018 
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§   6 Kündigung der Mitgliedschaft 19 
 
 

I Für die Kündigung der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger und Versicherungsberech-
tigter gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

II Versicherungsberechtigte können ihre Mitgliedschaft kündigen, wenn für sie die Voraus-
setzungen einer Familienversicherung nach § 10 SGB V erfüllt sind.  

 
Die freiwillige Mitgliedschaft endet in diesen Fällen mit Erfüllung der Voraussetzungen 
der Familienversicherung. 

III Wenn ein Wahltarif nach § 12d gewählt wurde, kann die Mitgliedschaft zur BKK24 frü-
hestens unter den Voraussetzungen der § 12d Absatz IV Satz 3 und 4, aber nicht vor 
Ablauf der Kündigungsfrist gemäß § 175 Abs. 4 Satz 1 SGB V gekündigt werden.  

 
 

 

                                                 
19

 geändert durch 16. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 02.08.2021 
  Inkrafttreten am 10.08.2021 
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§   7  Aufbringung der Mittel 
 
 
Die Mittel der BKK24 werden durch Beiträge und sonstige Einnahmen aufgebracht. 
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§   8   Kassenindividueller Zusatzbeitragssatz20 
 
 
Die BKK24 erhebt von ihren Mitgliedern einen einkommensabhängigen Zusatzbeitrag gemäß 
§ 242 Absatz 1 SGB V. Die Höhe des Zusatzbeitragssatzes beträgt 4,39 % monatlich der 
beitragspflichtigen Einnahmen des Mitglieds. 21 

                                                 
20

 Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
    Inkrafttreten am 07.01.2023 
21

 Geändert durch 18. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 24.08.2021 
    Inkrafttreten am 01.09.2021 
    Geändert durch 22. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 30.12.2021 
    Inkrafttreten am 01.05.2022 
    Geändert durch 25. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 20.12.2022 
    Inkrafttreten am 01.01.2023 
    Geändert durch 29. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 12.12.2023 
    Inkrafttreten am 01.01.2024 
    Geändert durch 33. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 28.05.2024 
    Inkrafttreten am 01.07.2024 
    Geändert durch 35. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 23.09.2024 
    Inkrafttreten am 01.10.2024 
    Geändert durch 39. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.03.2025 
    Inkrafttreten am 01.04.2025 
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§   9 Bemessung, Zahlung und Fälligkeit der Beiträge, Einreichung der Beitrags-

nachweise22 

 

 
Für die Bemessung, Zahlung und Fälligkeit der Beiträge sowie die Einreichung der Beitrags-
nachweise zur Krankenkasse gelten die einschlägigen Regelungen des SGB IV und des 
SGB V sowie die „Einheitlichen Grundsätze des GKV-Spitzenverbandes zur Beitragsbemes-
sung freiwilliger Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung und weiterer Mitglieder-
gruppen sowie zur Zahlung und Fälligkeit der von Mitgliedern selbst zu entrichtenden Beiträ-
ge (Beitragsverfahrensgrundsätze Selbstzahler)“ in der jeweils gültigen Fassung. 
 

                                                 
22

 Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
    Inkrafttreten am 07.01.2023 
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§   9a   Erstattungen 23 

Beitragserstattungen nach § 231 Abs. 2 SGB V werden einmal jährlich unbar vorgenommen. 

                                                 
23

 Geändert durch 8. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 11.09.2019 
  Inkrafttreten am 01.01.2020 
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§   9b   Ausgleichsverfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG)24 
   
 
I Die Durchführung des U1- und U2-Verfahrens nach dem AAG wird dem BKK-

Landesverband Mitte übertragen. 
 
 
II Der Einzug der Umlagen erfolgt durch die BKK24, die von den 

Arbeitgebern gezahlten Umlagen werden an den BKK-Landesverband Mitte weiterge-
leitet (§ 8 II AAG). 

 
 
III Bezüglich des U1- und U2-Verfahrens i.S.d. AAG wird dem BKK-Landesverband Mitte 

die Satzungshoheit übertragen. Insbesondere wird der BKK-Landesverband Mitte er-
mächtigt, die für die Durchführung des U1- und U2-Verfahrens erforderlichen Verwal-
tungsakte zu erlassen.  

 
 
 
 

                                                 
24 Geändert durch 8. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 11.09.2019 
  Inkrafttreten am 01.01.2020 
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§   10   Höhe der Rücklage 
 
 
Die Rücklage beträgt 20 v. H. des nach dem Haushaltsplan durchschnittlich auf den Monat 
entfallenden Betrages der Ausgaben.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

                                                 
25

 Geändert durch 25. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 20.12.2022 
  Inkrafttreten am 01.01.2023 
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§   11   Leistungen 
 
 
I Allgemeiner Leistungsumfang 
 
 Die Versicherten der BKK24 erhalten die gesetzlich vorgesehenen Leistungen 
 

1. bei Schwangerschaft und Mutterschaft (§§ 24c bis 24i SGB V), 

2. zur Verhütung von Krankheiten und von deren Verschlimmerung sowie zur Emp-
fängnisverhütung, bei Sterilisation und bei Schwangerschaftsabbruch (§§ 20 bis 24b 
SGB V), 

3. zur Erfassung von gesundheitlichen Risiken und Früherkennung von Krankheiten 
(§§ 25 und 26 SGB V), 

4. zur Behandlung einer Krankheit (§§ 27 bis 52 SGB V), 

5. des Persönlichen Budgets nach § 29 SGB IX.26 

 
Versicherte haben auch Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation so-
wie auf unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen, die notwendig sind, 
um eine Behinderung oder Pflegebedürftigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, 
auszugleichen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. 
 

 
II Häusliche Krankenpflege 
 

Neben der häuslichen Krankenpflege in Form der Behandlungspflege zur Sicherung 
des Ziels der ärztlichen Behandlung wird die im Einzelfall erforderliche Grundpflege 
und hauswirtschaftliche Versorgung erbracht, wenn Ansprüche nach dem SGB XI mit 
mindestens Pflegegrad 2 nicht bestehen für längstens eine Stunde je Pflegeeinsatz und 
höchstens 25 Pflegeeinsätze je Kalendermonat erbracht sowie eine andere im Haus-
halt lebende Person den Kranken nicht in dem erforderlichen Umfang pflegen und ver-
sorgen kann. Die Dauer ist auf acht Wochen je Krankheitsfall begrenzt. 

 

Es gilt die Zuzahlungsregelung nach § 37 Absatz 5 i. V. m. § 61 Satz 3 SGB V. 
 
 
III Haushaltshilfe 
 
1. Die BKK24 gewährt über die in § 38 Absatz 1 SGB V genannten Fälle hinaus, Haus-

haltshilfe, wenn dem Versicherten die Weiterführung des Haushaltes nach ärztlicher Be-
scheinigung allein wegen einer Krankheit nicht möglich ist und eine andere im Haushalt 
lebende Person den Haushalt nicht weiterführen kann. Voraussetzung ist ferner, dass im 
Haushalt ein Kind lebt, das bei Beginn der Haushaltshilfe das zwölfte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder dass behindert und auf Hilfe angewiesen ist. Die Haushaltshilfe 
wird längstens für einen Zeitraum von 78 Wochen gewährt. 

 

                                                 
26

 Geändert durch 10. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 29.01.2020 
  Inkrafttreten am 31.01.2020 
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2. Abweichend von Nr. 1 wird Haushaltshilfe außerdem für längstens 12 Monate für die 

Dauer von 
 

- 8 Stunden pro Tag in der 1. bis 4. Woche,  
- 6 Stunden pro Tag in der 5. bis 8. Woche und 
- 4 Stunden pro Tag ab der 9. Woche gewährt, 

 
wenn kein Kind im Haushalt lebt oder wenn ein Kind im Haushalt lebt, welches bei Be-
ginn der Haushaltshilfe bereits das zwölfte Lebensjahr vollendet hat. 

 
 
IV Krankengeld bei nicht kontinuierlicher Arbeit 
 

1. Für Mitglieder mit nicht kontinuierlicher Arbeitsverrichtung wird Krankengeld in Hö-
he von 70 v.H. des entgangenen Arbeitsentgelts gezahlt. Das Krankengeld darf 90 
v. H. des entgangenen Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen. 

 
2. Das Krankengeld wird für die Tage gezahlt, an denen das Mitglied bei Arbeits-

fähigkeit gearbeitet hätte. 
 

3. Bei der Berechnung des Höchstregelentgelts ist auf die tatsächlichen Arbeitstage 
abzustellen. 

 
 
V Kostenerstattung 27 

 
1. Versicherte können anstelle der Sach- oder Dienstleistungen Kostenerstattung 

wählen. Hierüber haben sie die BKK24 vor Inanspruchnahme in Kenntnis zu set-
zen. Nicht im Vierten Kapitel des SGB V genannte Leistungserbringer dürfen nur 
nach vorheriger Zustimmung der BKK24 in Anspruch genommen werden. Eine 
Zustimmung kann erteilt werden, wenn medizinische oder soziale Gründe eine In-
anspruchnahme dieser Leistungserbringer rechtfertigen und eine zumindest 
gleichwertige Versorgung gewährleistet ist.  
 

2. Die Wahl der Kostenerstattung kann vom Versicherten auf den Bereich der ärztli-
chen Versorgung, der zahnärztlichen Versorgung, den stationären Bereich oder 
auf veranlasste Leistungen beschränkt werden (Leistungsbereiche). 

 
3. Der Versicherte ist mindestens für ein Kalendervierteljahr an die Wahl der Kosten-

erstattung und eine evtl. Beschränkung auf einen oder mehrere Bereiche gebun-
den. Er kann die Wahl der Kostenerstattung sofern er mindestens ein Kalender-
vierteljahr teilgenommen hat, jederzeit beenden. Die Teilnahme endet frühestens 
mit dem Zeitpunkt mit dem die BKK24 davon Kenntnis erhält. 

 
4. Der Versicherte hat Art und Umfang der erhaltenen Leistungen durch spezifizierte 

Rechnungen und durch die ärztliche Verordnung nachzuweisen. 
 
5. Anspruch auf Erstattung besteht höchstens in Höhe der Vergütung, die die BKK24 

bei Erbringung als Sach- oder Dienstleistung zu tragen hätte, jedoch nicht mehr 

                                                 
27

 Geändert durch 34. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 15.08.2024 
  Inkrafttreten am 22.08.2024 
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als die tatsächlichen Kosten. Die gesetzlich vorgesehenen Zuzahlungen sind in 
Abzug zu bringen. Die BKK24 ermittelt den Erstattungsbetrag in pauschalisierter 
Form. Für die Arzneimittelversorgung beträgt er 65, für die Heilmittelversorgung 45 
und für die ärztliche und zahnärztliche Behandlung 25 vom Hundert der berück-
sichtigungsfähigen Rechnungsbeträge. Für alle weiteren Leistungsbereiche und 
auf Antrag des Versicherten erfolgt eine individuelle Ermittlung des Erstattungsbe-
trages. Vom individuell ermittelten Erstattungsbetrag werden 5 vom Hundert als 
Abschlag für Verwaltungskosten abgezogen. 

 
6. Versicherte sind berechtigt, auch Leistungserbringer in einem anderen Mitglieds-

staat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, an Stelle der Sach- oder 
Dienstleistung im Wege der Kostenerstattung in Anspruch zu nehmen, es sei 
denn, Behandlungen für diesen Personenkreis im anderen Staat sind auf der 
Grundlage eines Pauschbetrages zu erstatten oder unterliegen auf Grund eines 
vereinbarten Erstattungsverzichts nicht der Erstattung. 
 
Es dürfen nur solche Leistungserbringer in Anspruch genommen werden, bei de-
nen die Bedingungen des Zugangs und der Ausübung des Berufes Gegenstand 
einer Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft sind oder die im jeweiligen natio-
nalen System der Krankenversicherung des Aufenthaltsstaates zur Versorgung 
der Versicherten berechtigt sind. 

 
Der Anspruch auf Erstattung besteht höchstens in Höhe der Vergütung, die die 
Krankenkasse bei Erbringung als Sachleistung im Inland zu tragen hätte. 
 
Der Erstattungsbetrag ist um 5 v. H., maximal 50,00 EUR für Verwaltungskosten 
zu kürzen. Vorgesehene Zuzahlungen sind in Abzug zu bringen. 
 
Ist eine dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse ent-
sprechende Behandlung einer Krankheit nur in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum möglich, kann die Krankenkasse die Kosten der er-
forderlichen Behandlung auch ganz übernehmen. 
 

Abweichend von Ziffer 6 können in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz Krankenhausleistungen nach § 39 
SGB V nur nach vorheriger Zustimmung durch die BKK24 in Anspruch genommen 
werden. Die Zustimmung darf nur versagt werden, wenn die gleiche oder eine für 
den Versicherten ebenso wirksame, dem allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung einer Krankheit rechtzeitig bei 
einem Vertragspartner im Inland erlangt werden kann. 
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VI   Kostenerstattung Wahlarzneimittel28 

  
Gemäß. § 129 Absatz 1 SGB V haben Versicherte im Rahmen der Versorgung mit 
Arzneimitteln die Möglichkeit, Kostenerstattung im Einzelfall zu wählen. Versicherte 
können unter den Voraussetzungen des § 129 Absatz 6 SGB V ein anderes Arznei-
mittel wählen, 
 
1. als dasjenige, für das die BKK eine Vereinbarung nach § 130a Absatz 8 SGB V 
geschlossen hat oder 
 
2. das gemäß § 129 Absatz 1 Satz 5 SGB V abzugeben wäre.29 
  
Eine Mindestbindungsfrist für die Wahl der Kostenerstattung gilt nicht. 
 
Zur Erstattung sind spezifizierte Rechnungen und ärztliche Verordnungen vorzulegen.  
 
Anspruch auf Erstattung besteht höchstens in Höhe der Vergütung, die die BKK24 bei 
Erbringung als Sachleistung zu tragen hätte, jedoch nicht mehr als die tatsächlichen 
Kosten. 
 
Der Erstattungsbetrag für Arzneimittel nach § 129 Abs. 1 Satz 6 SGB V ist um 27,5 v. 
H. als Abschlag für die der BKK24 entgangenen Vertragsrabatte sowie 10 v. H. als 
Abschlag für die höheren Kosten im Vergleich zur Abgabe eines Rabatt-Arzneimittels 
bzw. zu einem der vier preisgünstigsten Arzneimittel zu kürzen. 
 
Der Erstattungsbetrag ist um 5 v. H., maximal 40,00 EUR zu kürzen.   

                                                 
28

 Neu gefasst durch 37. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 09.01.2025 
  Inkrafttreten am 11.01.2025 
29

 Geändert durch 40. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 22.07.2025 
   Inkrafttreten am 25.07.2025 
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VII Zusätzliche Leistungen 
 
Die BKK24 gewährt ihren Versicherten Leistungen gemäß § 11 Abs. 6 SGB V. Art, Dauer 
und Umfang der Leistungen ergeben sich aus den nachfolgenden Regelungen. 

 
1. Nicht verschreibungspflichtige apothekenpflichtige Arzneimittel der besonderen Therapie-

richtungen (Homöopathie und Anthroposophie) 30 
 
a) Die BKK24 erstattet Kosten für nicht verschreibungspflichtige apothekenpflichtige Arznei-
mittel der Homöopathie und Anthroposophie, sofern 
 

- deren Einnahme medizinisch notwendig ist, um eine Krankheit zu heilen, ihre Ver-
schlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern und 

- die Verordnung des Arzneimittels durch einen Arzt auf Privatrezept erfolgte und 
- das Arzneimittel durch die Versicherten in einer Apotheke oder im Rahmen des nach 
deutschem Recht zulässigen Versandhandels bezogen wurde. 

 
b) Die BKK24 erstattet die tatsächlich entstandenen Kosten pro Arzneimittel nach  a) in voller 

Höhe, für alle Arzneimittel insgesamt jedoch maximal in Höhe von 100 Euro pro Kalender-
jahr und Versicherten. 

 
c) Zur Erstattung sind der BKK24 die spezifizierten Rechnungen der Apotheke und die ärztli-

che Verordnung vorzulegen.31 
 
d) Für nicht verschreibungspflichtige apothekenpflichtige Arzneimittel der Homöopathie und 

Anthroposophie, die vom Gemeinsamen Bundesausschuss oder gemäß § 34 Abs. 1 Sätze 
7-9 SGB V ausgeschlossen sind, dürfen keine Kosten erstattet werden. 

 
e) Der gesetzliche Anspruch gemäß § 34 Abs. 1 Sätze 2-5 SGB V in Verbindung mit den 

Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses bleibt unberührt. 
 
2. Osteopathie 32 
 
a) Versicherte können auf ärztliche Veranlassung osteopathische Leistungen in Anspruch 

nehmen, sofern die Behandlung medizinisch geeignet ist, um eine Krankheit zu heilen, ih-
re Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern und die Behand-
lungsmethode nicht durch den Gemeinsamen Bundesausschuss ausgeschlossen wurde. 
 
Der Anspruch setzt voraus, dass die Leistung durch einen qualitätsgesicherten osteopa-
thischen Leistungserbringer, insbesondere bei Neugeborenen berechtigte(n) Vertragsärz-
tin / Vertragsarzt oder zugelassene(n) Physiotherapeutin / Physiotherapeuten oder nach § 
13 Absatz 4 SGB V berechtigte (n) Ärztin / Arzt oder Physiotherapeutin / Physiotherapeu-
ten erbracht wird, der eine osteopathische Ausbildung in den Bereichen parietale, viszera-
le und craniale Osteopathie mit einer erfolgreichen Abschlussprüfung absolviert hat und 
Mitglied eines Berufsverbandes der Osteopathen ist oder aufgrund dieser abgeschlosse-
nen Ausbildung zum Beitritt in einem Verband der Osteopathen berechtigt wäre. 

                                                 
30

 Geändert durch 3. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 19.07.2018 
  Inkrafttreten am 24.07.2018 
31 Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
  Inkrafttreten am 07.02.2018 
32 Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
  Inkrafttreten am 07.02.2018 
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b) Die BKK24 übernimmt die Kosten für maximal sechs Sitzungen je Kalenderjahr und Versi-

cherten. Erstattet werden 80 Prozent des Rechnungsbetrages, jedoch nicht mehr als 60 
Euro pro Sitzung. Zur Erstattung sind Rechnungen sowie die ärztliche Bescheinigung vor-
zulegen." 

 
 
3. Nicht zugelassene Leistungserbringer – ambulante Behandlung 
 
a) Versicherte können ambulante medizinische Leistungen von nicht zugelassenen Leis-

tungserbringern in Anspruch nehmen, sofern die Behandlung medizinisch notwendig ist, 
um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krank-
heitsbeschwerden zu lindern. Der Anspruch setzt voraus, dass die BKK24 mit dem nicht 
zugelassenen Leistungserbinger eine Vereinbarung nach b) getroffen hat, die diese Be-
handlung einschließt. 

 
b) Die BKK24 trifft unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebotes nach § 12 SGB V und 

orientiert am Bedarf der Versicherten Vereinbarungen über die Erbringung ambulanter 
medizinischer Leistungen mit nicht zugelassenen Leistungserbringern. Der Abschluss ei-
ner Vereinbarung setzt voraus, dass die Leistungserbringer über eine Qualifikation wie im 
4. Kapitel des SGB V genannte zugelassene Leistungserbringer verfügen und eine zumin-
dest qualitativ gleichwertige Versorgung sicherstellen. 

 
Über Leistungen, die vom Gemeinsamen Bundesausschuss ausgeschlossen wurden, 
werden keine Vereinbarungen getroffen.33 

 
c) Die BKK24 führt ein Verzeichnis der Leistungserbringer, mit denen eine Vereinbarung 

nach § 11 Absatz VII Nr. 3b) getroffen wurde. Das Verzeichnis enthält Angaben zu den 
Leistungsinhalten, zum Ort der Durchführung der Leistungen und zu möglichen Eigenbe-
teiligungen der Versicherten. Das Verzeichnis wird auf der Internetseite www.bkk24.de öf-
fentlich bekannt gemacht. Die Versicherten haben das Recht, das Verzeichnis einzuse-
hen. Auf Wunsch stellt die BKK24 den Versicherten Inhalte des Verzeichnisses in schriftli-
cher Form zur Verfügung. 

d) Für die veranlassten Leistungen gilt § 11 Abs. V Nr. 3 und 4 entsprechend. 
 
 
4. Sportmedizinische Untersuchung und Beratung 34 
 

Die Krankenkasse beteiligt sich auf der Basis von § 23 SGB V im Einzelfall vor Aufnahme 
einer sportlichen Betätigung an den Kosten für eine sportmedizinische Untersuchung und 
Beratung, wenn diese nach ärztlicher Bescheinigung dazu geeignet und notwendig ist, 
kardiale oder orthopädische Erkrankungen zu verhüten und ihre Verschlimmerung zu 
vermeiden.  

 
 Sofern ärztlich bescheinigte Risiken vorliegen, aufgrund derer im Rahmen der sportmedi-

zinischen Vorsorgeuntersuchung zusätzlich ein Belastungs-Elektrokardiogramm, eine 
Lungenfunktionsuntersuchung und/oder eine Laktatbestimmung erforderlich sind, können 

                                                 
33

 Geändert durch 31. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.12.2023 
  Inkrafttreten am 01.01.2024 
34

 Geändert durch 32. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.12.2023 
    Inkrafttreten am 01.01.2024 
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Versicherte diese Leistungen zusätzlich in Anspruch nehmen. Derartige Risikofaktoren 
sind: 

 
a. erhöhtes Körpergewicht 
b. erhöhter Blutdruck 
c. kardiovaskuläre Vorerkrankungen 
d. Atemwegserkrankungen 
e. Skelettvorerkrankungen, z.B. Skoliose 
f. Diabetes 
g. Rauchen 
h. Alkoholmissbrauch. 

 
Der Anspruch setzt voraus, dass die Leistung von zugelassenen Vertragsärzten oder 
nach § 13 Abs. 4 SGB V berechtigen Leistungserbringern mit der Zusatzbezeichnung 
„Sportmedizin“ erbracht wird. Entsprechend qualifizierte Ärzte können über die Arztsuche 
der regionalen Kassenärztlichen Vereinigungen gefunden werden. 

 
Die BKK24 erstattet 80 Prozent des Rechnungsbetrages, jedoch nicht mehr als 60 Euro 
pro Behandlung nach Satz 1 und nicht mehr als 120 Euro pro Behandlung nach Sätze 1 
und 2 zusammen. 
Zur Erstattung sind die spezifizierten Rechnungen sowie die ärztlichen Bescheinigungen 
vorzulegen. Der Anspruch auf diese Leistung besteht einmal innerhalb von zwei Kalender-
jahren.35 

                                                 
35 Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
  Inkrafttreten am 07.02.2018 
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5. Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft 36 
 
a) Hebammenrufbereitschaft 
 

Über die im SGB V geregelten Schwangerschafts- und Mutterschaftsleistungen hinaus, 
erstattet die BKK24 für die von Hebammen durchgeführte 24-stündige Rufbereitschaft ei-
ner nach § 134a Abs. 2 SGB V zugelassenen oder nach § 13 Abs. 4 SGB V berechtigten 
freiberuflichen Hebamme in den letzten Wochen der Schwangerschaft die Kosten in Höhe 
von 100 %, max. jedoch 300,- Euro.  
 
Zur Erstattung ist die Rechnung bei der BKK24 einzureichen.37 
 

b) Künstliche Befruchtung (§ 27a SGB V)38 
 

Die BKK24 gewährt über die Regelungen des § 27a SGB V hinaus für die ersten 3 Versu-
che einen zusätzlichen Kostenzuschuss von jeweils 300 EUR. 
Darüber hinaus gewährt die BKK24 einen weiteren Zuschuss von 300 EUR für einen 4. 
Versuch.  
 

c) Geburtsvorbereitung für werdende Väter/(Ehe-) Partner 
 

Zur Vorbereitung auf die Geburt haben die Versicherten der BKK24 einen Anspruch auf 
einen Zuschuss für einen Geburtsvorbereitungskurs für den werdenden Vater/                  
(Ehe-)Partner.39 
 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der entstandenen Kurskosten bis maximal 80 
EURO. Die Teilnahmebestätigung ist ergänzend für die Erstattung einzureichen. 
 

d)  Die BKK24 erstattet die für den Zeitraum der Schwangerschaft erforderlichen, nicht ver-
schreibungspflichtigen, apothekenpflichtigen Arzneimittel mit dem Wirkstoff Folsäure ma-
ximal in Höhe von 30 Euro je Schwangerschaft. 
 
Von der Erstattung ausgenommen sind Kosten solcher Arzneimittel, die vom Gemeinsa-
men Bundesausschuss oder nach § 34 Abs.1 Sätze 1 bis 9 SGB V ausgeschlossen sind. 
Die Erstattung von Kosten für Nahrungsergänzungsmittel mit dem in Satz 1 genannten 
Wirkstoff erfolgt nicht. 
 
Der gesetzliche Anspruch nach § 34 Abs. 1 Sätze 1 bis 5 SGB V in Verbindung mit den 
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses bleibt unberührt. Der Bezug der Medi-
kamente mit dem Wirkstoff Folsäure erfolgt über Apotheken, bzw. über den nach deut-
schem Recht zugelassenen Versandhandel. 
 
Zur Erstattung ist die Rechnung der Apotheke und die ärztliche Verordnung bei der 
BKK24 einzureichen.40 
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 Geändert durch 32. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.12.2023 
    Inkrafttreten am 01.01.2024 
37

 Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
   Inkrafttreten am 07.02.2018 
38

 Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
    Inkrafttreten am 07.01.2023 
39

 Geändert durch 20. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 27.12.2021 
   Inkrafttreten am 28.12.2021 
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e) Zusätzliche Vorsorgemaßnahmen41 
 
Die BKK24 beteiligt sich über die gesetzlichen Leistungen hinaus und auf der Grundlage von         
§ 11 Absatz 6 i.V. m. § 23 SGB V an den Kosten für die Inanspruchnahme ausgewählter 
Leistungen bei Schwangerschaft.  
 
Die BKK beteiligt sich an den ärztlichen Leistungen zur medizinischen Vorsorge, die beim 
Vorliegen eines individuellen Untersuchungsanlasses mit dem Ziel erbracht werden, einer 
Gefährdung der gesundheitlichen Entwicklung des Kindes entgegenzuwirken, Risikofaktoren 
früh zu erkennen und Folgekosten zu vermeiden: 
 
A. Großer oraler Glukosetoleranztest (75-g Glukosetoleranztest) zwischen der 24. und 27. 

Schwangerschaftswoche für schwangere Versicherte, die aufgrund familiärer Vorbelas-
tungen, Vorerkrankungen oder Risikofaktoren wie Übergewicht/Adipositas ein erhöhtes 
Risiko für einen Gestationsdiabetes mellitus aufweisen (gemäß der aktuellen S3-Leitlinie 
der Deutschen Diabetes Gesellschaft und der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie 
und Geburtshilfe aus dem Jahr 2018). 

 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der tatsächlich entstandenen Kosten bis maximal 
30 EURO. 

 
B. B-Streptokokken-Test für Schwangere in der 35.-37. Schwangerschaftswoche, um eine 

bakterielle Besiedlung zu erkennen und durch prophylaktische Gabe eines Antibiotikums 
mit Beginn der Geburt eine Infektion des Neugeborenen zu verhindern.  

 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der tatsächlich entstandenen Kosten bis maximal 
30 EURO. 

 
C. Feststellung der Antikörper auf Ringelröteln für Schwangere, die einer besonderen Infek-

tionsgefahr mit dem Erreger ausgesetzt sind, z.B. Tagesmütter, Erzieherinnen, Lehrerin-
nen.  
 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der tatsächlich entstandenen Kosten bis maximal 
30 EURO. 
 

D. Feststellung der Antikörper auf Windpocken für Schwangere, die einer besonderen Infek-
tionsgefahr mit dem Erreger ausgesetzt sind, z.B. Tagesmütter, Erzieherinnen, Lehrerin-
nen.  

 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der tatsächlich entstandenen Kosten bis maximal 
30 EURO. 

 
E. Toxoplasmose Test für Schwangere, die einer besonderen Infektionsgefahr mit dem Erre-

ger ausgesetzt sind, z. B. wegen Kontakt mit Tieren, insbesondere Katzen. 
 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der tatsächlich entstandenen Kosten bis maximal 
60 EURO. 

                                                                                                                                                         
40

 Ergänzt durch 3. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 19.07.2018 
  Inkrafttreten am 24.07.2018 
41

 Geändert durch 20. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 27.12.2021 
   Inkrafttreten am 28.12.2021 
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F. Zytomegalie-Test (CMV-Antikörpertest) für Schwangere, die einer besonderen Infektions-

gefahr mit dem Erreger ausgesetzt sind, z.B. wegen Kontakt mit Kindern bis zum 3. Le-
bensjahr 
 
Die Höhe des Zuschusses beträgt 100% der tatsächlich entstandenen Kosten bis maximal 
30 EURO. 

 
Zur Erstattung der entstandenen Aufwendungen für die Leistungen nach A bis F sind jeweils 
die spezifizierten Rechnungen einzureichen.  
 
Voraussetzung ist, dass die Leistungen durch einen an der kassenärztlichen Versorgung 
teilnehmenden oder nach § 13 Abs. 4 SGB V berechtigten Arzt mit entsprechendem Qualifi-
kationsnachweis erbracht werden.  

 
 
6. Sehhilfen 42 
 
a) Für Versicherte bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres erstattet die BKK24 über die im 

SGB V geregelte Versorgung mit Hilfsmitteln hinaus die Kosten für medizinisch notwendi-
ge Sehhilfen, die dafür geeignet sind, bei sportlichen Aktivitäten getragen zu werden 
(Sportbrille). 

 
b) Die erstattungsfähigen Aufwendungen für Sportbrillen nach Absatz a) werden zu 100 v. H. 

bis zu einem Gesamtbetrag von 150,00 € innerhalb von zwei Kalenderjahren ersetzt, bei 
Folgeanträgen gerechnet vom Datum der der letzten Leistungsgewährung zu Grunde lie-
genden Rechnung über die Sehhilfe. 

 
c) Dem Erstattungsantrag ist die spezifizierte Rechnung des Optikers sowie die entspre-

chende augenärztliche Verordnung bzw. die Augenglasbestimmung des Optikers beizufü-
gen. 
Die Augenglasbestimmung des Optikers kann Bestandteil der Rechnung sein. 

 
 
7. Professionelle Zahnreinigung 35 
 
a) Die Versicherten der BKK24 haben ergänzend zu den Leistungen nach § 28 Abs. 2      

SGB V einen Anspruch auf einen Zuschuss zur professionellen Zahnreinigung. 
 
b) Zur Erstattung des Zuschusses ist die Rechnung einzureichen. 43 Der Zuschuss wird zwei 

Mal im Kalenderjahr in Höhe von je 45 EURO gewährt.44 
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 Geändert durch 32. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.12.2023 
    Inkrafttreten am 01.01.2024 
43

 Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
     Inkrafttreten am 07.02.2018 
44

 Geändert durch 8. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 11.09.2019 
     Inkrafttreten am 24.09.2019  
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8. Retainer45 

a) Die BKK24 beteiligt sich zur Sicherung des Behandlungsergebnisses einer in Anspruch 
genommenen kieferorthopädischen Behandlung, soweit diesbezüglich eine Leistungs-
pflicht der Kasse besteht, als Alternative zu herausnehmbaren Retentionsapparaturen 
nach folgenden Absätzen an den Kosten eines festsitzenden Unterkiefer-Frontzahn-
retainers (Retainer). 

Die Beteiligung an den Kosten für festsitzende Retainer im Unterkiefer ist ausgeschlossen 
sofern die diesbezüglichen Voraussetzungen der Kieferorthopädie-Richtlinien des G-BA 
vorliegen. 46 

b) Voraussetzung für eine Beteiligung an den Kosten des Retainers ist dessen Einsetzen 
durch einen zugelassenen oder nach § 13 Absatz 4 SGB V berechtigten Leistungserbrin-
ger. Die Kostenbeteiligung erfolgt in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten, beträgt 
insgesamt jedoch maximal 125 Euro. 

c) Die Kostenbeteiligung wird jeweils nach Vorlage der Rechnung geleistet. Die Rechnung 
muss neben der Bezeichnung des Leistungserbringers nach Absatz b) den Namen des 
Versicherten, den Behandlungstag sowie die Kosten erkennen lassen.47 

d) Die Kostenbeteiligung entfällt bei zusätzlicher vertraglicher Abrechnung von eingesetzten 
herausnehmbaren Retentionsapparaturen durch den behandelnden Leistungserbringer 
nach Absatz b). 
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 Geändert durch 23. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 05.07.2022 
    Inkrafttreten am 13.07.2022 und 
    Geändert durch 32. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.12.2023 
    Inkrafttreten am 01.01.2024 
46 Geändert durch 5. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 21.01.2019 
    Inkrafttreten am 25.01.2019 

47 Geändert durch 2. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 02.02.2018 
    Inkrafttreten am 07.02.2018 



 
Stand: 25.07.2025 

Maßgeblich sind ggf. abweichendes gesetzliches oder sonstiges Recht. 

32 

9. Ärztliche Zweitmeinung48 
 
a) Die BKK24 gewährt ihren Versicherten nach § 27b Absatz 6 SGB V über die gesetzlich 

geregelte Zweitmeinung nach § 27b SGB V i. V. m. der Richtlinie zum Zweitmeinungs-
verfahren (Zm-RL) hinaus zusätzliche Leistungen zur Einholung einer unabhängigen 
ärztlichen Zweitmeinung zu planbaren ambulanten und stationären Eingriffen sowie zu 
angeratenen Therapieempfehlungen49. Der Anspruch auf eine Zweitmeinung besteht bei 
den in der Anlage zur Satzung gelisteten Indikationen. Eine Verdachtsdiagnose ist nicht 
ausreichend. 

 
b) Das Zweitmeinungsverfahren wird durch zur Leistungserbringung zugelassene oder 

nach § 13 Absatz 4 SGB V berechtigte Ärztinnen und Ärzte erbracht. Die Zweitmeiner 
müssen die besonderen Anforderungen nach § 27b Absatz 2 Satz 3 SGB V i. V. m. § 7 
Absatz 2 und Absatz 3 Zm-RL erfüllen. Entsprechend § 7 Absatz 6 Zm-RL geben die 
Zweitmeiner eine Erklärung gegenüber der Krankenkasse ab.  

 
c) Im Zweitmeinungsverfahren holen die Versicherten durch die Zweitmeiner nach Absatz 

2 eine unabhängige, neutrale ärztliche zweite Meinung ein, ob der ärztlich angeratene 
Eingriff die medizinisch notwendige und sachgerechte Behandlungsoption darstellt. 
Hierzu erhalten die Versicherten eine Empfehlung (Zweitmeinung). Die Erbringung einer 
Zweitmeinung umfasst neben der eigenständigen Bewertung und Beratung der Versi-
cherten ärztliche Untersuchungsleistungen, sofern sie zur Befunderhebung und Über-
prüfung der Indikationsstellung zu dem vorgesehenen Eingriff medizinisch erforderlich 
sind. Im Rahmen der Indikationsstellung bereits erhobene Befunde sind zu berücksichti-
gen, soweit sie dem Zweitmeiner von den Versicherten zur Verfügung gestellt wurden. 
Unabhängig von dem Ergebnis der qualifizierten ärztlichen Zweitmeinung steht es den 
Versicherten frei, den geplanten Eingriff durchführen zu lassen. Das Zweitmeinungsver-
fahren hat den Vorgaben des § 8 Zm-RL (Aufgaben der Zweitmeiner) zu entsprechen. 
Unter Einhaltung berufsrechtlicher und vertragsärztlicher Vorgaben können telemedizini-
sche Möglichkeiten genutzt werden. 

 
d) Die Kosten der Einholung einer unabhängigen Zweitmeinung im Rahmen dieser Vor-

schrift übernimmt die Krankenkasse je Eingriff in voller Höhe. Sie werden unmittelbar mit 
der Krankenkasse abgerechnet. 
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 Neu gefasst durch 11. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 17.09.2020 
    Inkrafttreten am 24.09.2020, Geändert durch 23. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 

05.07.2022, Inkrafttreten am 13.07.2022 und 
    Geändert durch 32. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.12.2023 
    Inkrafttreten am 01.01.2024 
49

 Geändert durch 28. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 31.07.2023 
    Inkrafttreten am 01.08.2023 
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10. Ultraschalluntersuchung der Brust 50 
 
Die BKK24 übernimmt die Kosten von Ultraschalluntersuchungen der Brust (sog. Sono-
Check) als Vorsorgeleistung im Einzelfall bis maximal 100 Euro pro Kalenderjahr, soweit sie 
von zugelassenen oder nach § 13 Abs. 4 SGB V berechtigten Ärzten durchgeführt oder ver-
anlasst wird. 
 
Voraussetzung für die Kostenübernahme ist das Vorliegen von Risikofaktoren, die auf eine 
Schwächung der Gesundheit oder drohende Erkrankung hinweisen, ohne dass, bezogen auf 
die jeweilige Untersuchung, bereits eine Erkrankung besteht. 
Risikofaktoren sind insbesondere in folgenden Fällen gegeben: 

- bei dichtem Drüsengewebe 
- während Schwangerschaft und Stillzeit 
- bei Veränderungen des Brustgewebes (Knoten, Schwellung, Schmerzen 

in der Brust, Flüssigkeitsabsonderungen) 
- bei der Entnahme bildgestützter Gewebeproben und Entleerung 

(Punktion) flüssigkeitsgefüllter Zysten 
- bei auftretenden Schmerzen der Brust 
- bei positiver Familienanamnese 
 
Die Rechnung ist jeweils einzureichen. 
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 Neu gefasst durch 16. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 02.08.2021 
    Inkrafttreten am 10.08.2021, Geändert durch 23. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 

05.07.2022, Inkrafttreten am 13.07.2022 und 
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Nr. 11 Brustkrebsuntersuchung51 
 
 
a)  Die BKK24 übernimmt einmalig im Kalenderjahr über die im Fünften Buch Sozialgesetz-

buch (SGB V) geregelten Vorsorgeleistungen hinaus die Kosten für eine Brustkrebsun-
tersuchung durch blinde oder sehbehinderte Menschen mit der Qualifizierung als Medi-
zinische Tastuntersucherinnen (MTU) unter folgenden Voraussetzungen: 

 
• die Untersuchung wird von einem an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen-

den Frauenarzt oder nach § 13 Abs. 4 SGB V berechtigten Frauenarzt veranlasst 
 
• die Versicherten weisen anhand einer ärztlichen Bestätigung eine familiäre oder me-

dizinische Vorbelastung bei Brustkrebs nach. 
 
b) Die BKK24 stellt ihren Versicherten die Leistung kostenfrei als Sachleistung zur Verfü-

gung. Sofern Versicherte die unter Absatz I aufgeführte Behandlung unter Erfüllung der 
genannten Voraussetzung selbst bezahlen mussten, erstattet die BKK24 die Kosten bis 
maximal 58,50 Euro. 
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 Neu gefasst durch 28. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 31.07.2023 
    Inkrafttreten am 01.08.2023 und 
    Geändert durch 32. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 13.12.2023 
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§   11a Leistungen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten52  
 
 
I  Die BKK24 übernimmt über die Schutzimpfungen des § 20i Abs. 1 SGB V hinaus auch 

die Kosten für weitere Schutzimpfungen in Höhe von 100 v. H. der Vertragspreise, 
wenn diese im Einzelfall durch den Arzt besonders begründet ist und kein anderer Kos-
tenträger zuständig ist. 

II Darüber hinaus übernimmt die BKK24 die Kosten für Schutzimpfungen gegen über-
tragbare Krankheiten, die wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos aufgrund eines 
nicht beruflich bedingten Auslandsaufenthaltes indiziert sind, in Höhe von 100 v. H., 
wenn diese von der Ständigen Impfkommission beim Robert-Koch-Institut empfohlen 
werden.  

 
Die BKK24 übernimmt bei einem nicht beruflich bedingten Auslandsaufenthalt auch die 
Kosten einer medikamentösen Malariaprophylaxe als andere Maßnahme nach § 20i 
Abs. 2 SGB V, soweit diese wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos indiziert und von 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfohlen ist.
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 Geändert durch 20. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 27.12.2021 
    Inkrafttreten am 28.12.2021 

Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
    Inkrafttreten am 07.01.2023 
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§   11b Primärprävention53 
 
 
Insbesondere als Beitrag zur Verminderung sozial bedingter sowie geschlechtsbezogener 
Ungleichheit von Gesundheitschancen erbringt die BKK24 auf Basis des Handlungsleitfa-
dens Prävention – Handlungsfelder und Kriterien des GKV-Spitzenverbandes zur Umsetzung 
von §§ 20, 20a und 20b SGB V vom 21. Juni 2000 in der jeweils gültigen Fassung – Leistun-
gen zur primären Prävention sowie zur Gesundheitsförderung nach dem Setting-Ansatz und/ 
oder nach dem individuellen Ansatz mit folgenden Handlungsfeldern: 
 
Bewegungsgewohnheiten: 
 
 Reduzierung von Bewegungsmangel durch gesundheitssportliche Aktivität  

Vorbeugung und Reduzierung spezieller Risiken durch geeignete verhaltens- und ge-
sundheitsorientierte Bewegungsprogramme 

 
Ernährung: 
 
 Vermeidung von Mangel- und Fehlernährung 

Vermeidung und Reduktion von Übergewicht 
 
Stressmanagement: 
 

Multimodales Stress- und Ressourcenmanagement 
 Förderung von Entspannung und Erholung  
 
Suchtmittelkonsum: 
 
 Förderung des Nichtrauchens 

gesundheitsgerechter Umgang mit Alkohol / zur Reduzierung des Alkoholkonsums. 
 
Die Förderung durch die BKK24 ist auf maximal zwei Kurse pro Versicherten und Kalender-
jahr begrenzt. 
 
Leistungen, die von der BKK24 selbst erbracht werden, werden ohne Kostenbeteiligung 
durch die Versicherten gewährt.  
 
Für Leistungen von Fremdanbietern werden, sofern sie den im o.g. Handlungsleitfaden auf-
geführten Qualitätskriterien genügen und kein eigenes Angebot der BKK24 besteht, bei Vor-
lage einer Teilnahmebestätigung die entstandenen Kosten bis max. 125,00 € je Maßnahme 
in voller Höhe übernommen. 
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 Geändert durch 10. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 29.01.2020 
  Inkrafttreten am 31.01.2020 

  Geändert durch 31. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.12.2023 
  Inkrafttreten am 01.01.2024 
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§   11c Kooperation mit der PKV 
 
 
Die BKK24 vermittelt ihren Versicherten Ergänzungsverträge privater Krankenversiche-
rungsunternehmen. 
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§   11d Bonus für gesundheitsbewusstes Verhalten der Versicherten  
      (Länger-besser-leben-Bonusprogramm) 54 
 
 

I Versicherte, die sich gesundheitsbewusst verhalten, haben Anspruch auf einen Bonus 
gemäß § 65a Abs. 1 SGB V, wenn sie, soweit sie zur Inanspruchnahme berechtigt 
sind, folgende Voraussetzungen nachweisen: 

 
1. Versicherte nehmen ärztliche Gesundheitsuntersuchungen zur Erfassung und Bewer-

tung gesundheitlicher Risiken und Belastungen sowie zur Früherkennung von Krank-
heiten gemäß § 25 Abs. 1 SGB V in Anspruch. 

2. Versicherte nehmen die vorgesehenen Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krebserkrankungen gemäß § 25 Abs. 2 SGB V oder die organisierten Krebsfrüher-
kennungsprogramme gemäß § 25a SGB V in Anspruch. 

 
3. Kinder nehmen die nach § 26 Abs. 1 SGB V vorgesehenen Kinderuntersuchungen für 

den Zeitraum des jeweiligen Jahres vollständig in Anspruch. 
 

4. Versicherte nehmen zur Gesunderhaltung der Zähne kalenderjährlich einmal die 
zahnärztliche Vorsorgeuntersuchung nach § 55 SGB V in Anspruch. Kinder und Ju-
gendliche von 6 bis 18 Jahren nehmen die zahnärztliche Vorsorgeuntersuchung nach 
§ 22 Abs. 1 i. V. m. § 92 SGB V 2 x jährlich in Anspruch. 

 
5. Versicherte nehmen die von der BKK24 nach § 20i SGB V (und nach § 11a der Sat-

zung) gewährten Schutzimpfungen in Anspruch. 
 

 
II Der Bonus wird den Versicherten in Form eines Geldbonus gutgeschrieben, wenn für 

das zurückliegende Kalenderjahr die Voraussetzungen nachgewiesen wurden. 55 
 

Folgende Geldboni werden für die Maßnahmen gewährt: 
 

Maßnahme Euro 
§ 11d Abs. I Nr. 1 10,00 EUR 
§ 11d Abs. I Nr. 2 10,00 EUR 
§ 11d Abs. I Nr. 3 10,00 EUR 
§ 11d Abs. I Nr. 4 10,00 EUR 
§ 11d Abs. I Nr. 5 10,00 EUR 

 
III Versicherte, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die sich gesundheitsbewusst 

verhalten, haben Anspruch auf einen Bonus gemäß § 65a Abs. 1a SGB V, wenn sie, 
soweit sie zur Inanspruchnahme berechtigt sind, folgende Voraussetzungen nachwei-
sen: 
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 Geändert durch 13. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 29.12.2020 
Inkrafttreten am 01.01.2021 und Absätze II bis VI geändert durch 23. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS     
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1. Versicherte nehmen eine qualitätsgesicherte Leistung zur primären Prävention gem. 
§ 20 Abs. 1 SGB V in Anspruch. 

 
2. Versicherte nehmen Bewegungsangebote in einem Sportverein, welcher in der Bun-

desvereinigung Prävention und Gesundheitsförderung e.V. Mitglied ist, qualitätsgesi-
chertem Fitnessstudio, freie Betriebssportgemeinschaft in der Freizeit wahr, sind 
Teilnehmer am Hochschulsport, haben ein Leistungsabzeichen des Deutschen 
Schwimmverbandes bzw. der DLRG oder das Sportabzeichen erworben.  

 

3. Die Gesundheitswerte der Versicherten bei Blutdruck, Blutzucker, Body Mass Index 
oder Cholesterin befinden sich im Normbereich. 

 
4. Versicherte sind seit mind. 6 Monaten Nichtraucher. 

 
IV Versicherte, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die sich gesund-

heitsbewusst verhalten, haben Anspruch auf einen Bonus gemäß § 65a Abs. 1a SGB 
V, wenn sie, soweit sie zur Inanspruchnahme berechtigt sind, folgende Vorausset-
zungen nachweisen: 

 

1. Versicherte nehmen eine qualitätsgesicherte Leistung zur primären Prävention gem. 
§ 20 Abs. 1 SGB V in Anspruch. 

 

2. Versicherte nehmen Bewegungsangebote in einem Sportverein, welcher in der Bun-
desvereinigung Prävention und Gesundheitsförderung e.V. Mitglied ist, qualitätsgesi-
chertem Fitnessstudio, freie Betriebssportgemeinschaft in der Freizeit wahr, sind 
Teilnehmer am Hochschulsport, Eltern-Kind-Turnen, Baby-Schwimmen, Schwimm-
Kurs, haben ein Leistungsabzeichen des Deutschen Schwimmverbandes bzw. der 
DLRG oder das Sportabzeichen erworben.  

 

3. Die Gesundheitswerte der Versicherten bei Body Mass Index, Perzentile oder Körper-
fett befinden sich im Normbereich. 

 
V    1. Voraussetzung für den Erhalt eines Bonus nach Absatz III Nr. 1 und Abs. IV Nr. 1 ist, 

dass eine Maßnahme innerhalb eines Jahres wiederholt oder mindestens zwei ver-
schiedene Maßnahmen innerhalb eines Jahres in Anspruch genommen wurden. 

  

Es wird den Versicherten ein Geldbonus in Höhe von 10,00 EUR für die Maßnahme 
gewährt.  

  

2.  Wenn die unter Absatz III Nr. 2, 3 und 4 genannten Voraussetzungen alle innerhalb 
eines Kalenderjahres nachgewiesen werden, wird den Versicherten der „Länger bes-
ser leben.“-Bonus in Höhe von 100,00 EUR gutgeschrieben. 

 

3. Wenn die unter Absatz IV Nr. 2 und 3 genannten Voraussetzungen alle innerhalb ei-
nes Kalenderjahres nachgewiesen werden, wird den Versicherten der „Länger besser 
leben.“-Bonus in Höhe von 50,00 EUR gutgeschrieben. 

 
VI Die Erfüllung der Voraussetzungen sind von den Versicherten in der von der BK24 je-

weils vorgegebenen Art und Weise zu belegen. Sofern den Versicherten hierfür Kosten 
entstehen, werden diese von der BKK24 nicht übernommen.56 
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VII  Das Bonusprogramm der BKK24 läuft kalenderjährlich vom 01.01. bis zum 31.12. des 

Jahres. In dieser Zeit haben Versicherte die Möglichkeit, Nachweise zu sammeln. 
 
  Eine unterjährige Teilnahme ist möglich. 
 
  Eine Auszahlung des Bonus ist auch unterjährig, jedoch nur einmal abschließend für 

das jeweilige Kalenderjahr, möglich, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
  Spätestens zum 31.03. des Folgejahres müssen Versicherte den Bonus zur Erstat-

tung einreichen. Eine Übertragung erzielter Bonuspunkte in das Folgejahr ist nicht 
möglich.57 
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§   11e Arbeitgeberbonus für Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung  
 
 
I Der Arbeitgeber erhält einen Bonus, wenn dieser die Umsetzung eines betrieblichen 

Gesundheitsförderungsprozess nach den Kriterien des vom GKV-Spitzenverbandes 
herausgegebenen Leitfadens Prävention in der jeweils gültigen Fassung nachweist 
und diese nicht bereits Gegenstand seiner Verpflichtungen au dem Arbeitsschutzge-
setz oder des Betrieblichen Eingliederungsmanagements (§ 84 SGB IX) sind. 

 
II Die BKK24 schließt hierzu mit dem Arbeitgeber für alle oder ausgewählte Betriebstei-

le einen Bonusvertrag ab. Der Bonusvertrag regelt die Voraussetzungen der Bonus-
gewährung, die Einzelheiten zur Nachweiserbringung sowie die Höhe und die Aus-
zahlung des Bonus. 

 
III Die Höhe des Bonus darf je Arbeitgeber kalenderjährlich nicht mehr als einen Mo-

natsbeitrag betragen. 
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§   11f  Arbeitnehmerbonus für Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung  
 
 
I Versicherte haben Anspruch auf einen Bonus, wenn sie innerhalb eines Kalenderjah-

res an mindestens einem qualitätsgesicherten und gemäß § 20 Absatz 5 SGB V zerti-
fizierten Angebot der betrieblichen Gesundheitsförderung ihres Arbeitgebers 

 
 1. bewegungsförderliches Arbeiten und körperlich aktive Beschäftigte 
 
 2. gesundheitsgerechte Ernährung im Arbeitsalltag 
 
 3. Suchtprävention im Betrieb oder 
 
 4. zur Stressbewältigung und Ressourcenstärkung 
 
 mindestens bis zu 80 % teilnehmen. Die BKK24 schließt hierzu mit dem Arbeitgeber 

im Vorfeld einen Bonusvertrag nach § 11e ab. 
 
II Der Bonus wird dem Versicherten in Höhe von 20 Euro zu Beginn des Jahres ausge-

zahlt, wenn für das zurückliegende Kalenderjahr die Voraussetzungen durch Vorlage 
der Bescheinigung über eine Teilnahme von mindestens 80 % an einer Maßnahme 
nach Absatz I nachgewiesen wurden. 

 
III Maßnahmen nach § 11f können nicht nach § 11d bonifiziert werden. 
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§ 11g Förderung der digitalen Gesundheitskompetenz 58 
 
 
I  Die BKK24 fördert die Kompetenz der Versicherten für den selbstbestimmten gesund-

heitsorientierten Einsatz digitaler oder telemedizinischer Anwendungen und Verfahren. 
Die Förderung erfolgt nach den Vorgaben des Spitzenverbandes Bund der Krankenkas-
sen zur Umsetzung des § 20k SGB V in der jeweils gültigen Fassung. 

 
 
II  Die BKK24 gewährt Leistungen für Maßnahmen nach Abs. 1 als Sachleistung in Form 

von Schulungsmaßnahmen. Die BKK24 kann Maßnahmen nach Abs. 1 durch Dritte 
durchführen lassen. Bei der Durchführung durch Dritte schließt die BKK24 einen Koope-
rationsvertrag mit dem Anbieter der Maßnahme. 
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§   11h Leistungsausschluss 59 
 
 
I Auf Leistungen besteht kein Anspruch, wenn sich Personen in den Geltungsbereich 

des Sozialgesetzbuches begeben, um in einer Versicherung nach § 5 Absatz 1 Nr. 13 
SGB V oder auf Grund dieser Versicherung in einer Versicherung nach § 10 SGB V 
missbräuchlich Leistungen in Anspruch zu nehmen. 

 
 
II Zur Prüfung der Leistungsvoraussetzungen hat der Versicherte der BKK24 gegen-

über schriftlich zu erklären, dass er sich nicht in den Geltungsbereich des Sozialge-
setzbuches begeben hat, um in einer Versicherung nach § 5 Absatz 1 Nr. 13 SGB V 
oder auf Grund dieser Versicherung in einer Versicherung nach § 10 SGB V miss-
bräuchlich Leistungen in Anspruch zu nehmen und dass er von der BKK24 darüber in 
Kenntnis gesetzt wurde, dass er bei einer missbräuchlichen Leistungsinanspruch-
nahme zum Ersatz der der BKK24 insoweit entstandenen Kosten verpflichtet ist. Die 
Erklärung ist für das Mitglied und die ggf. familienversicherten Angehörigen abzuge-
ben. Die BKK24 kann zur Abklärung des Gesundheitszustandes der Versicherten den 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung einschalten. 
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 Geändert durch 6. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 21.01.2019 
    Inkrafttreten am 25.01.2019 und  

Geändert durch 16. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 02.08.2021 
    Inkrafttreten am 10.08.2021  

Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
    Inkrafttreten am 07.01.2023 
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§   12   Medizinische Vorsorgeleistungen  
 
 
Bei Gewährung von ambulanten Vorsorgeleistungen in anerkannten Kurorten nach               
§ 23 Abs. 2 SGB V übernimmt die BKK24 als Zuschuss zu den Kosten für Unterkunft, Ver-
pflegung, Fahrkosten, Kurtaxe kalendertäglich 16,00 €. Bei ambulanten Vorsorgeleistungen 
für chronisch kranke Kleinkinder beträgt der Zuschuss 25,00 €.  
 

 
 



 
Stand: 25.07.2025 

Maßgeblich sind ggf. abweichendes gesetzliches oder sonstiges Recht. 

46 

 
§   12a Wahltarif hausarztzentrierte Versorgung  
 
 
I Die BKK24 bietet ihren Versicherten zur Förderung der Qualität und Wirtschaftlichkeit 

der medizinischen Versorgung eine hausarztzentrierte Versorgung nach § 73b SGB V 
auf der Grundlage von Verträgen mit Hausärzten, Gemeinschaften von Hausärzten, 
Trägern von Einrichtungen, die eine hausarztzentrierte Versorgung durch vertrags-
ärztliche Leistungserbringer, die an der hausärztlichen Versorgung teilnehmen, anbie-
ten, oder Kassenärztlichen Vereinigungen an, soweit diese von Gemeinschaften von 
Hausärzten dazu ermächtigt wurden. Die Teilnahme an diesen Versorgungsformen 
ist für die Versicherten freiwillig. 

 
II Inhalt und Ausgestaltung der hausarztzentrierten Versorgung ergeben sich aus den 

für die in der jeweiligen Region abgeschlossenen Verträge.  
 
III Vor Abgabe der Teilnahmeerklärung wird der Versicherte umfassend und in schriftli-
 cher oder elektronischer Form informiert über 
 

• den Inhalt und die Ziele des betreffenden Versorgungsvertrages 
• die Freiwilligkeit der Teilnahme 
• die Rechte und Pflichten, die sich aus der Teilnahme an dem Vertrag ergeben 
• etwaige Mitwirkungspflichten und etwaige Folgen fehlender Mitwirkung 
• die Möglichkeit und Form des Widerrufs der Teilnahmeerklärung 
• die Möglichkeit zur Beendigung der Teilnahme 
• die im Rahmen des Vertrages vorgesehene Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 

versichertenbezogener Daten.60 
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 Geändert durch 31. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.12.2023 
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§   12b Wahltarif besondere Versorgung  
 
 
I Die BKK24 bietet ihren Versicherten zur Förderung der Qualität und Wirtschaftlichkeit 

der medizinischen Versorgung eine besondere Versorgung nach § 140a SGB V. Die 
Teilnahme an diesen Versorgungsformen ist für die Versicherten freiwillig. 

 
II Inhalt und Ausgestaltung der besonderen ambulanten Versorgung ergeben sich aus  

den für die jeweilige Region abgeschlossenen Verträgen. 
 
 Vor Abgabe der Teilnahmeerklärung wird der Versicherte umfassend und in schriftli-

cher oder elektronischer Form informiert über 
 

• den Inhalt und die Ziele des betreffenden Versorgungsvertrages 
• die Freiwilligkeit der Teilnahme 
• die Rechte und Pflichten, die sich aus der Teilnahme an dem Vertrag ergeben 
• etwaige Mitwirkungspflichten und etwaige Folgen fehlender Mitwirkung 
• die Möglichkeit und Form des Widerrufs der Teilnahmeerklärung 
• die Möglichkeit zur Beendigung der Teilnahme 
• die im Rahmen des Vertrages vorgesehene Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 

versichertenbezogener Daten.61 
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§   12c Wahltarif strukturierte Behandlungsprogramme 
 
 
I Die BKK24 führt im Rahmen von § 137f SGB V strukturierte Behandlungsprogramme 

durch. 
 
II Versicherte, die an einem strukturierten Behandlungsprogramm der BKK24 teilnehmen, 

erhalten im Rahmen des § 53 Absatz 3 SGB V eine Prämienzahlung. Die Prämie nach 
Satz 1 wird in Höhe von 50,00 Euro zum Zeitpunkt des Beginns der Teilnahme und in 
Höhe von 25,00 Euro nach einem Kalenderjahr der ununterbrochenen Teilnahme an 
dem strukturierten Behandlungsprogramm ausgezahlt. 

 
Die Prämie zum Zeitpunkt der Einschreibung wird einmalig gewährt. D.h. eine weitere 
oder erneute Einschreibung erwirkt keine Prämienzahlung. 

 
Versicherten, die an mehreren strukturierten Behandlungsprogrammen teilnehmen, 
wird die Prämie für die ununterbrochene Teilnahme insgesamt einmal im Kalenderjahr 
gewährt.62 
 
Die Prämien nach Satz 2 werden letztmalig am 07.01.202363 gewährt. Für die Auszah-
lung muss der BKK24 die erforderliche Dokumentation spätestens bis zum 31.12.2023 
vorliegen. Ansprüche auf Erstattung über den 31.12.2023 hinaus bestehen nicht.64 

                                                 
62

 Geändert durch 11. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 17.09.2020 
    Inkrafttreten am 24.09.2020 
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 Tag nach der Bekanntmachung des 26. Nachtrags zur Satzung (im Internet unter www.bkk24.de) 
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 Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
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§   12d Wahltarif Krankengeld nach § 53 Abs.6 SGB V  

 
 

I Die BKK24 bietet den in § 44 Abs. 2 Nr. 2 und 3 SGB V und den in § 46  
Satz 3 SGB V genannten Mitgliedern einen Tarif mit Anspruch auf Krankengeld an. Zu 
dem Personenkreis zählen 

 
- hauptberuflich selbstständig Erwerbstätige (nachfolgend: „Selbstständige“), 

- Mitglieder, die bei Arbeitsunfähigkeit nicht mindestens 6 Wochen Anspruch auf Fort-
zahlung ihres Arbeitsentgeltes oder auf Zahlung einer die Versicherungspflicht be-
gründenden Sozialleistung haben (nachfolgend „Arbeitnehmer ohne Anspruch auf 
mindestens 6 Wochen Entgeltfortzahlung“), 

- Mitglieder nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz (nachfolgend: „Künstler und  
Publizisten“). 

 
Soweit nachfolgend nicht anders bestimmt ist, finden die gesetzlichen Regelungen des 
SGB V auf den Wahltarif Krankengeld Anwendung. 
 

II Der Tarif beginnt jeweils zum 01. des Monats nach dem Eingang der Wahlerklärung; 
frühestens ab Beginn der Versicherung.  

 
 Die Wahlerklärung wirkt ab Beginn der Versicherung bzw. der Zugehörigkeit zum wahl-

berechtigten Personenkreis, wenn sie im Falle des § 44 Abs.2 Satz 1 Nr.2 SGB V in-
nerhalb von 2 Wochen nach Beginn der Versicherung bzw. der Zugehörigkeit zum 
wahlberechtigten Personenkreis abgegeben wird; es sei denn, das Mitglied bestimmt 
einen späteren Zeitpunkt. 

 
Die Wahlerklärung bedarf der schriftlichen oder elektronischen Form.65 

 
Das Mitglied ist ab Beginn drei Jahre an die Wahl des Tarifs gebunden. Die Tariflaufzeit 
verlängert sich um weitere drei Jahre, wenn das Mitglied nicht spätestens drei Monate 
vor Ablauf der Bindungsfrist schriftlich oder in elektronischer Form kündigt. 66 
 

III Bei der Tarifwahl gilt eine Wartezeit von drei Monaten ab Beginn des Tarifs. Dies gilt 
nicht für Mitglieder, die unmittelbar vor der Tarifwahl mit einem Anspruch auf Kranken-
geld versichert waren, unabhängig davon ob sich der Anspruch aus dem Gesetz oder 
einem Wahltarif nach § 53 Abs. 6 SGB V herleitet. 67 

 
Tritt die Arbeitsunfähigkeit innerhalb der vereinbarten Wartezeit ein, besteht kein An-
spruch auf Krankengeld für die gesamte Dauer dieser Arbeitsunfähigkeit. 
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 Geändert durch 31. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 18.12.2023 
  Inkrafttreten am 01.01.2024 
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 Geändert durch 34. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 15.08.2024 
  Inkrafttreten am 22.08.2024 
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 Geändert durch 1. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BVA mit Schreiben vom 04.12.2017 
  Inkrafttreten am 08.12.2017 
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IV  Der Tarif endet ohne dass es einer Kündigung bedarf, wenn die Voraussetzungen für  
die Wahl des Tarifs nicht mehr vorliegen. Darüber hinaus wird der Tarif beendet 
 
- mit dem Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung mit Entgelters-
atzfunktion oder einer versorgungsständischen Einrichtung bzw. Bezug einer renten-
ähnlichen Einnahme mit Entgeltersatzfunktion, 

- wenn nach ärztlicher Feststellung eine volle Erwerbsminderung vorliegt,  

- mit der Beendigung der Mitgliedschaft bei der BKK24, 

- bei Selbstständigen mit der Aufgabe der hauptberuflich selbstständigen Erwerbstä-
tigkeit, 

- bei Künstlern und Publizisten mit der Aufgabe der hauptberuflich erwerbsmäßigen 
Ausübung der künstlerischen oder publizistischen Tätigkeit, 

- bei Arbeitnehmern ohne Anspruch auf mindestens 6 Wochen Entgeltfortzahlung mit 
der Aufgabe der berufsmäßigen Ausübung bzw. dem Ende der Beschäftigung. 

 
Eine vorzeitige Kündigung des Tarifs (Sonderkündigung) durch das Mitglied ist inner-
halb der Bindungsfrist möglich, bei 
 
- Nachweis des Vorliegens eines besonderen Härtefalls,  

- tarifbezogener Satzungsänderung, die für das Mitglied nachteilig ist. 
 

Die Sonderkündigung kann in diesen Fällen zum Ende des Kalendermonats erfolgen, 
der auf den Eintritt des Härtefalls bzw. die Bekanntmachung der Tarifänderung folgt. 
Das Erreichen einer höheren Altersstufe rechtfertigt nicht die Kündigung des Tarifes. 

 
V  Während der Dauer des Tarifes ist durch das Mitglied eine Prämie zu entrichten. Die 

Prämien sind monatlich zu zahlen und werden spätestens am 15. des Monats fällig, der 
dem Monat folgt, für den die Prämie gilt. Für die Dauer des Bezugs von Wahltarifkran-
kengeld oder gesetzlichem Krankengeld nach § 44 SGB V besteht Prämienfreiheit. Die 
Prämien sind für jeden Tag der Zugehörigkeit zum Wahltarif zu zahlen, es sei denn, es 
besteht Prämienfreiheit nach diesem Absatz. Reichen die kalkulierten Prämien nicht 
mehr aus, um die Kosten des angebotenen Tarifs zu decken, so ist die BKK24 zur An-
passung der Prämie im erforderlichen Maße verpflichtet. 
 
Der Prämienberechnung werden zugrunde gelegt bei 
 

• Selbstständigen das nach den einheitlichen Grundsätzen zur Beitragsbemes-
sung freiwilliger Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung sowie zur 
Zahlung und Fälligkeit der von Mitgliedern selbst zu entrichtenden Beiträge 
i.V.m. § 240 SGB V festgestellte beitragspflichtige Arbeitseinkommen. Die ge-
setzlich festgelegten Mindestbemessungsgrundlagen im Sinne des § 240 Abs.4 
SGB V finden keine Anwendung, 

• Versicherungspflichtig Beschäftigten, deren Beschäftigungsverhältnis im Voraus 
auf weniger als 10 Wochen befristet ist, das zu erwartende durchschnittliche 
beitragspflichtige Arbeitsentgelt nach § 226 Abs.1 Nr.1 SGB V, 

• Unständig Beschäftigten im Sinne des § 27 Abs.3 Nr.1 SGB III das durch-
schnittliche monatliche beitragspflichtige Arbeitsentgelt des Vorjahres nach § 
232 SGB V. 
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Das beitragspflichtige Arbeitseinkommen bzw. Arbeitsentgelt wird maximal bis zu ei-
nem Betrag von 1/360 der Beitragsbemessungsgrenze nach § 223 Abs.3 SGB V bzw. 
bei unständig Beschäftigten entsprechend § 232 Abs.1 SGB V berücksichtigt. § 23a 
SGB IV gilt entsprechend. 
 
Mitglieder nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz haben als Verpflichtung aus § 
206 Abs.1 Nr.2 SGB V Änderungen ihres beitragspflichtigen Jahresarbeitseinkommens 
der BKK24 unaufgefordert mitzuteilen; Nachteile aus der Verletzung dieser Pflicht tref-
fen den Versicherten. 
 
Eine Prämienanpassung wird mit dem ersten Tag des auf dem Zeitpunkt der Änderung 
des Einkommens folgenden Kalendermonats vorgenommen. Bei Selbstständigen gilt 
als Zeitpunkt der Änderung das Datum des zu berücksichtigenden Steuerbescheides. 
Eine Reduzierung der Prämie auf Grund eines vom Versicherten verspätet geführten 
Nachweises wird zum ersten Tag des auf die Vorlage des Nachweises folgenden Mo-
nats vorgenommen. Eine Prämienanpassung während eines laufenden Versicherungs-
falles hat keine Auswirkungen auf die Höhe des Wahltarifkrankengeldes. Die Bindungs-
frist nach § 53 Abs.8 SGB V bleibt von einer Prämienanpassung unberührt. 
 

VI Für den Wahltarif wird eine Prämie in Höhe von 1,0 v.H. des der Prämienberechnung 
zugrunde liegenden Betrages nach V. erhoben. 

 
VII Der Anspruch auf Krankengeld entsteht  
 

- für Selbstständige ab dem 15. Tag nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit bzw. dem Tag 
der ärztlichen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit. Für Selbstständige endet der An-
spruch auf Wahltarifkrankengeld mit dem 42. Tag der Arbeitsunfähigkeit (Lückentarif). 

- für Künstler und Publizisten ab dem 15. Tag nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit bzw. 
dem Tag der ärztlichen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit. Für Künstler und Publizis-
ten endet der Anspruch auf Wahltarifkrankengeld mit dem 42. Tag der Arbeitsunfä-
higkeit (Lückentarif). 

- für Arbeitnehmer ohne Anspruch auf mindestens 6 Wochen Entgeltfortzahlung ab 
dem 15. Tag nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit bzw. dem Tag der ärztlichen Fest-
stellung der Arbeitsunfähigkeit. Für Beschäftigte endet der Anspruch auf Wahltarif-
krankengeld mit dem 42. Tag der Arbeitsunfähigkeit (Lückentarif). 

 
Die Wahl des Lückentarifs ist nur in Verbindung mit dem gesetzlichen Krankengeld  
nach § 44 SGB BV möglich. 
 
Bei Arbeitsunfähigkeit oder stationärer Behandlung im Ausland besteht Anspruch auf 
Krankengeld nach diesem Tarif unter den Voraussetzungen des über-, zwischen- oder 
innerstaatlichen Rechts. 
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VIII     Der Anspruch auf Krankengeld ruht, 
 

- wenn die Arbeitsunfähigkeit innerhalb der Wartezeit nach Absatz III. eintritt, für die 
Dauer dieser Arbeitsunfähigkeit, 

- bei Prämienschulden aus einem Wahltarif von mindestens zwei Monaten, 

- bei Arbeitnehmern ohne Anspruch auf mindestens 6 Wochen Entgeltfortzahlung, 
Selbstständigen, Künstler und Publizisten vom ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit bis 
zum 14. Tag der Arbeitsunfähigkeit, 

- soweit und solange das Mitglied Arbeitseinkommen oder Entgeltersatzleistungen von 
einem anderen Sozialversicherungsträger erhält.  

 
Bei Selbstverschulden kann das Krankengeld ganz oder teilweise für die Dauer dieser 
Krankheit versagt oder zurückgefordert werden (§ 52 Abs.1 SGB V).  
 
Die Bindungsfrist und die Pflicht zur Prämienzahlung bestehen auch bei einem Ruhen 
der Leistung. 

 
IX Für die Höhe und Berechnung des Wahltarifkrankengeldes aus dem Lückentarif gilt      

§ 47 Abs.1 SGB V i.V.m. § 11 Absatz IV der Satzung. Das Krankengeld darf das durch 
die Arbeitsunfähigkeit ausgefallene Nettoentgelt nicht überschreiten. Soweit und solan-
ge Krankengeld gezahlt wird, trägt die BKK24 alle gegebenenfalls anfallenden Beiträge 
für die gesetzliche Pflegeversicherung, die gesetzliche Rentenversicherung sowie die 
Arbeitslosenversicherung. Bei der Zahlung des Krankengeldes für einen vollen Kalen-
dermonat wird dieser mit 30 Tagen angesetzt.  

 
X Für Selbstständige und Arbeitnehmer ohne Anspruch auf mindestens 6 Wochen Ent-

geltfortzahlung endet der Anspruch auf Krankengeld spätestens nach 78 Wochen Be-
zugszeit innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren, gleich ob es sich um einen oder 
mehrere Arbeitsunfähigkeitsfälle handelt. Bei Künstlern und Publizisten endet die An-
spruchsdauer spätestens nach Ablauf von 26 Wochen innerhalb eines Zeitraumes von 
drei Jahren, für den einzelnen Arbeitsunfähigkeitsfall jedoch spätestens mit dem 42. 
Tag der Arbeitsunfähigkeit. Voraussetzung für die Zahlung des Krankengeldes ist die 
Aufnahme zu einer stationären Krankenhausbehandlung bzw. der Nachweis der Ar-
beitsunfähigkeit.  

 
XI Die BKK24 behält sich das Recht vor, bei Arbeitsunfähigkeit eine Leistungsfallprüfung 

durchzuführen, ob die Arbeitsunfähigkeit durch weitere oder ergänzende Leistungen 
zur Rehabilitation abgekürzt werden kann oder ob Wiedereingliederungsmaßnahmen 
erforderlich sind. Bescheinigt ein Arzt, dass die Erwerbsfähigkeit gemindert oder ge-
fährdet ist, ist die BKK24 verpflichtet, den Versicherten zur Stellung eines Antrages auf 
Rehabilitationsmaßnahmen aufzufordern, der gegebenenfalls nach erfolgloser Maß-
nahme in einen Rentenantrag durch die Deutsche Rentenversicherung umgewandelt 
wird. Bei einer Arbeitsunfähigkeit aufgrund eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrank-
heit im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung besteht kein Anspruch auf Kranken-
geld. Es gilt § 11 Abs. 5 SGB V. Wurde die Arbeitsunfähigkeit durch einen Dritten ver-
ursacht (z. B. Verkehrsunfall, sonstiger Unfall oder durch eine sonstige unerlaubte 
Handlung im Sinne des § 823 BGB), von dem der Versicherte dem Grunde nach Scha-
denersatz fordern kann, geht dieser Anspruch nach § 116 SGB X in Höhe des Kran-
kengeldes auf die BKK24 über. 
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XII Ein Anspruch auf Krankengeld bei Erkrankung eines Kindes besteht für die in Absatz I 
genannten Personenkreise nicht. 
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§   13 Auskünfte an Versicherte gemäß § 305 Absatz 1 Satz 10 SGB V 68 
 

 

I Auskunft zu den im jeweils letzten Geschäftsjahr in Anspruch genommenen Leistungen 
und deren Kosten (§ 305 Absatz 1 SGB V) sowie zu zugelassenen Leistungserbringern 
und über die verordnungsfähigen Leistungen und Bezugsquellen (§ 305 Absatz 3 SGB 
V) wird dem Versicherten auf Verlangen mündlich oder schriftlich erteilt. § 25 Absatz 2 
SGB X gilt entsprechend. 

 
II Die Auskunft ist kostenfrei. 
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§   14   Aufsicht 69 
 
 
Die Aufsicht über die BKK24 führt das Bundesamt für Soziale Sicherung, Bonn. 
 

                                                 
69 Geändert durch 16. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 02.08.2021 
    Inkrafttreten am 10.08.2021  
    Geändert durch 37. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 09.01.2025 
    Inkrafttreten am 11.01.2025 
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§   15   Mitgliedschaft zum Landesverband70 
 
 
Die BKK24 gehört dem BKK Landesverband Mitte, Hannover, als Mitglied nach den Bestim-
mungen seiner Satzung an. 
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 Geändert durch 37. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 09.01.2025 
    Inkrafttreten am 11.01.2025 
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§   16   Bekanntmachungen71 
 
 
Die Bekanntmachungen der BKK24 erfolgen durch Veröffentlichung im Internet unter 
www.bkk24.de sowie nachrichtlich in der Mitgliederzeitung.72 
 
Die Bekanntmachung gilt mit Ablauf des ersten Tages der Veröffentlichung im Internet als 
vollzogen. Im Internet wird der Satzungstext mit Genehmigungsformel dauerhaft eingestellt. 
Der Zeitpunkt des Einstellens wird dokumentiert 
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 Geändert durch 37. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 09.01.2025 
    Inkrafttreten am 11.01.2025 
72

 Geändert durch 26. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 06.01.2023 
    Inkrafttreten am 07.01.2023 
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§   17   Veröffentlichung der Jahresrechnungsergebnisse 73 
 
 
Die BKK24 veröffentlicht im elektronischen Bundesanzeiger sowie auf ihrer Internetpräsenz 
zum 30.11. des dem Berichtsjahr folgenden Jahres die wesentlichen Ergebnisse ihrer Rech-
nungslegung in einer für die Versicherten verständlichen Weise. Zudem werden diese Anga-
ben nachrichtlich in der Mitgliederzeitschrift der BKK24 veröffentlicht und liegen zur Einsicht 
in den Geschäftsstellen der BKK24 aus. Zu veröffentlichen sind die in § 305b SGB V und in 
der allgemeinen Verwaltungsvorschrift über das Rechnungswesen in der Sozialversicherung 
geregelten Angaben, insbesondere Angaben zur Entwicklung der Zahl der Mitglieder und 
Versicherten, zur Höhe und Struktur der Einnahmen, zur Höhe und Struktur der Ausgaben 
sowie zur Vermögenssituation. Ausgaben für Prävention und Gesundheitsförderung sowie 
Verwaltungsausgaben werden gesondert ausgewiesen. 
 
 
Artikel II 
 
 
Inkrafttreten 
 
 
1. Die Verwaltungsräte haben diese Satzung am 18.05.2017 und am 24.05.2017 be-
schlossen. 
 
2. Die Satzung tritt am 1. Oktober 2017 in Kraft. 
 
 
 
 
            Siegel         Siegel 
 
 
 
 

Die Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
 
 
 
 ____________________________            
 
         

 
 
 
 
 ____________________________            
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Anlage zu § 1 der Satzung der BKK2474 

Der Bereich der Betriebskrankenkasse erstreckt sich auf die Betriebe der Firmen 

- Eura Glasrecycling GmbH & CO.KG in Germersheim 

- O-I Glasspack GmbH & Co. KG in Rinteln 

- Ardagh Glass Holding GmbH in Nienburg 

- Ardagh Glass GmbH mit den Betriebsstätten in Obernkirchen, Germersheim, Nienburg, 
Wahlstedt, Neuenhagen, Bad Münder, Lünen und Drebkau 

- Heye International GmbH in Obernkirchen 

- OBO – Werke GmbH in Stadthagen 

- UniMould GmbH in Obernkirchen 

- Nürnberger Lebensversicherung AG und Nürnberger Allgemeine Versicherungs-AG mit 
allen Niederlassungen, bundesweit 

- CARL ZEISS in Oberkochen, Aalen, Nattheim, Bopfingen mit Sitz in Heidenheim, in Göttin-
gen mit Sitz in Göttingen und ihre Zweigniederlassungen mit Sitz in Frankfurt/Main, Ham-
burg, Köln, München, Stuttgart und Berlin 

- IMT-Industrielle Meßtechnik GmbH, Riegelsberg 

- Carl Zeiss Jena GmbH und den Betriebsteil Kristallzucht in Eisenberg mit Sitz in Jena 

- die Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft (BQG) mit Sitz in Jena 

- SCHOTT GLASWERKE in Mainz, Wiesbaden, Landshut mit Sitz in Mainz 

- SCHOTT ENGINEERING GmbH mit Sitz in Mainz 

- SCHOTT-ZEISS ASSEKURANZ-KONTOR GmbH, Mainz u. Oberkochen mit Sitz in Mainz 

- BRS-Betriebsrestaurant u. Service GmbH mit Sitz in Mainz 

- IOT-Entwicklungsgesellschaft für Integrierte Optik-Technologie mbH mit Sitz in Waghäusel 

- SCHOTT-ZWIESEL-GLASWERKE AG mit Sitz in Zwiesel 

- die JENAer GLASWERK GmbH mit Sitz in Jena 

- die Docter-Optik Schleiz GmbH mit Sitz in Schleiz 

- SICO Jena GmbH, Quarzschmelze mit Sitz in Jena 

- die VITRON Spezialglas GmbH mit Sitz in Jena 
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- die Friedel-Gebäudereinigungsgesellschaft mbH mit Sitz in Jena 

- die Schott-Zeiss AusbildungsgmbH mit Sitz in Jena 

- die JENPACK Wellpappen GmbH mit Sitz in Jena 

- die Glashütte Gehlberg GmbH mit Sitz in Jena 

- DEUTSCHE SPEZIALGLAS AG in Grünenplan und Eschershausen mit Sitz in Grünenplan 

- M. HENSOLDT & SÖHNE WETZLAR OPTISCHE WERKE AG mit Sitz in Wetzlar 

- die Pfleiderer Teisnach GmbH & Co KG mit Sitz in Teisnach 

- KSB SE & Co. KGaA, Frankenthal, mit ihren Betriebsstätten in Bremen, Frankenthal, Halle, 
Pegnitz, die Verkaufsniederlassungen in Berlin, Halle, Hamburg, Hannover, Leverkusen, 
Mainz, München, Nürnberg und Stuttgart, 

- die KSB Service GmbH Frankenthal mit zusätzlicher Betriebsstätte in Bochum, 

- die KSB Service GmbH Schwedt mit zusätzlichen Betriebsstätten in Premnitz, Schwarzhei-
de, Boxberg, Zeitz und Rostock. 
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Anlage zu § 2 der Satzung der BKK2475 
 
Entschädigung der Mitglieder des Verwaltungsrates 
 
I Entschädigung für die Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsrats 

sowie an Ausschuss-Sitzungen des Verwaltungsrats 
 

Für die Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsrats sowie an Ausschuss-Sitzungen 
des Verwaltungsrats werden den Mitgliedern, die keinen anderweitigen Ersatz ihrer 
Auslagen erhalten, folgende Entschädigungen gezahlt: 

 
1. Erstattung der Barauslagen 

 
Die baren Auslagen der Mitglieder des Verwaltungsrates werden nach festen 
Sätzen erstattet. Im Einzelnen werden gewährt: 

 
1.1 Tagegeld 

 
a)   Die Höhe des Tagegeldes richtet sich nach der Dauer der Dienstreise sowie 

den jeweils gültigen Sätzen des Bundesreisekostengesetzes.  
 

Aufwendungen, die das Tagegeld übersteigen, werden nur erstattet, soweit 
sie unvermeidbar sind.  
 
Wird unentgeltlich Verpflegung gewährt, ist das Tagegeld gemäß § 6 Abs. 2 
BRKG zu kürzen. 

 
b) Abweichend von der Regelung des 1.1 a) können bei Sitzungen der Selbst-

verwaltungsorgane und ihrer Ausschüsse den Gremienmitgliedern auf Kosten 
des Sozialversicherungsträgers generell kostenlos Getränke sowie ein kleiner 
Imbiss zur Verfügung gestellt werden. Die Kosten hierfür dürfen 80 v.H. der 
Verpflegungspauschale für eintägige Reisen mit mehr als 8 Stunden gemäß  
§ 9 Absatz 4a des EStG nicht übersteigen. 

 
1.2  Übernachtungsgeld 

 
Die Höhe des Übernachtungsgeldes richtet sich nach den jeweils gültigen Sätzen 
des Bundesreisekostengesetzes.  
 
Darüber hinausgehende Mehrkosten sind erstattungsfähig, soweit sie notwendig 
sind. 
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1.3 Fahrkosten 

 
Es werden die tatsächlich entstandenen notwendigen Fahrkosten erstattet. 
 
a) Kilometergeld  
 

Die Nutzungskosten eines Kraftwagens werden durch eine Wegstreckenent-
schädigung nach § 5 Abs. 2 BRKG abgegolten (z. Z. 0,30 €/km)  
 

b) Flugkosten  
 

Hin- und Rückflugkarte.  
Bei Flügen sollen grundsätzlich die Kosten für die Benutzung der niedrigsten 
Flugklasse als erforderliche Aufwendungen angesehen werden.  

 
c) Bahnkarten  
 

A. Fahrscheine bis zur Höhe der Kosten der 1. Klasse  
B. Aufpreise und Zuschläge für Züge  
C. Reservierungsentgelte  
D. Bettkarten oder Liegeplatzzuschläge. 

 
d) Kosten für Fahrten vom und zum Bahnhof bzw. Flugplatz sowie sonstige Kos-

ten  
 

A. öffentlicher Nahverkehr  
B. Zubringer zum Flugplatz 
C. Taxi 
D. Gepäckkosten - Gepäckaufbewahrung  
E. Post- und Telekommunikationskosten  
F. Parkplatz- und Garagenkosten  
G. sonstige Kosten, die im Zusammenhang mit der Reise entstanden sind. 
 

1.4 Kraftfahrer 
 
Tage- und Übernachtungsgeld werden entsprechend 1.1 und 1.2 für einen 
Kraftfahrer nur dann erstattet, wenn das Mitglied des Verwaltungsrates das 
Kraftfahrzeug wegen körperlicher Behinderung nicht selbst führen kann. 
 

 
2. Pauschbetrag für Zeitaufwand76 

  
Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für jeden Kalendertag einer Sitzung 
einschließlich Vorbesprechungen einen Pauschbetrag für Zeitaufwand in Höhe 
von 50,00 Euro. 
 

 Die Mitglieder des Widerspruchsausschusses erhalten für jeden Kalendertag ei-
ner Sitzung einschließlich Vorbesprechung einen Pauschbetrag für Zeitaufwand 
in Höhe von 90,00 Euro. 

                                                 
76

 Geändert durch 38. Satzungsnachtrag, bewilligt vom BAS mit Schreiben vom 23.12.2024 
    Inkrafttreten am 01.01.2025 



 
Stand: 25.07.2025 

Maßgeblich sind ggf. abweichendes gesetzliches oder sonstiges Recht. 

63 

 
Digitale oder hybride Sitzungen, sind als Sitzung im Sinne des § 41 SGB IV zu 
bewerten. Für die Teilnahme mittels zeitgleicher Bild- und Tonübertragung ist die 
gleiche Sitzungsvergütung wie für in Präsenz teilnehmende Mitglieder vorzuse-
hen.  
 

II Entschädigung anderer Mitglieder des Verwaltungsrats für Tätigkeiten außerhalb von 
Sitzungen  

 
Andere Mitglieder des Verwaltungsrats, die außerhalb von Verwaltungsrats- und Aus-
schusssitzungen im Auftrage des Verwaltungsrates oder des Vorsitzenden bzw. stell-
vertretenden Vorsitzenden des Verwaltungsrats oder des Ausschusses tätig werden, 
erhalten Entschädigungen nach I Ziffer 1. 
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Anlage zu § 11 Absatz VII Nr. 977 
 
A00-B99 Bestimmte infektiöse und parasitäre Krankheiten 
C00-D48 Neubildungen 
D50-D90 Krankheiten des Blutes und der blutbildenden Organe sowie bestimmte Stö-

rungen mit Beteiligung des Immunsystems  
E00-E90 Endokrine, Ernährungs- und Stoffwechselkrankheiten  
G00-G99 Krankheiten des Nervensystems 
H00-H59 Krankheiten des Auges und der Augenanhangsgebilde  
H60-H95 Krankheiten des Ohres und des Warzenfortsatzes 
I00-I99  Krankheiten des Kreislaufsystems 
J00-J99 Krankheiten des Atmungssystems  
K00-K93 Krankheiten des Verdauungssystems  
L00-L99 Krankheiten der Haut und der Unterhaut  
M00-M99 Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems und des Bindegewebes  
N00-N99 Krankheiten des Urogenitalsystems  
S00-T98 Verletzungen, Vergiftungen und bestimmte andere Folgen äußerer Ursachen  
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